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Das Wichtigste in Kürze
 Sofern sie die Voraussetzungen erfüllen, soll-
ten ukrainische Kriegsflüchtlinge möglichst 
frühzeitig in einen Aufenthaltstitel zu Erwerbs- 
oder Ausbildungszwecken wechseln.

 Falls auch 2025 weiterhin Schutz benötigt wird, 
sollten rechtzeitig kollektive Anschlusslösun-
gen gesucht werden; individuelle Asylanträge 
hätten wenig Aussicht auf Erfolg und würden 
das Asylsystem vermutlich überlasten.

 Dabei ist auch das berechtigte Interesse der 
Ukraine zu berücksichtigen, die für den Wieder-
aufbau auf das Humankapital ihrer Staatsbür-
gerinnen und Staatsbürger angewiesen ist, 
auch wenn diese bereits in den Aufnahme- 
staaten integriert sind.

 Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine 
dauert seit zwei Jahren an; rund 4,2 Millionen 
Menschen leben derzeit als Kriegsflüchtlinge in 
der EU, rund 1,2 Millionen davon in Deutschland.

 Der Europäische Rat hat den kollektiv erteilten 
vorübergehenden Schutz auf Basis der Richtli-
nie zum temporären Schutz ein letztes Mal bis 
zum 4. März 2025 verlängert. Wie es danach 
weitergehen könnte, ist allerdings noch offen; 
hierzu sollte eine Strategie in der EU und in den 
Mitgliedstaaten entwickelt werden.

 Die Studie analysiert verschiedene Aufenthalts- 
optionen, die im Rahmen einer solchen Strate-
gieentwicklung auf europäischer und auf natio-
naler Ebene geprüft werden könnten.

        Zusammenfassung 

Zusammenfassung

Fast zwei Jahre nach Beginn des russischen Angriffs 
auf die Ukraine am 24. Februar 2022 ist ein Kriegs- 
ende oder eine Befriedung nicht abzusehen. Die Per-
spektiven der über vier Millionen Kriegsflüchtlinge 
in der Europäischen Union auf dauerhafte Rückkehr 
haben sich nicht grundlegend verbessert. Der Euro-
päische Rat hat den vorübergehenden Aufenthalts-
status für Schutzsuchende aus der Ukraine auf Basis 
der Temporary Protection Directive daher nochmals 
bis Anfang März 2025 verlängert; gleichzeitig kehren 
jedoch auch viele Menschen für Kurzbesuche in ihre  
Heimat zurück und es laufen bereits vielfältige Maß-
nahmen, die auf den Wiederaufbau des Landes und 
die Vorbereitung eines EU-Beitritts der Ukraine ge-
richtet sind. 

Die vorliegende Studie plädiert dafür, Fragen 
des zukünftigen Umgangs mit den Kriegsflüchtlin-
gen aus der Ukraine im Rahmen der Europäischen 
Union zu beantworten. Wenn es jedoch zu gemein-
schaftlichen Lösungen unter Einbezug des europä- 
ischen Gesetzgebers kommen soll, drängt aufgrund 
der bald endenden Legislaturperiode des Europä- 
ischen Parlaments die Zeit. Im Vordergrund sollten 
Überlegungen stehen, wie im Falle eines fortgesetz-
ten Krieges der weitere Aufenthalt der Menschen, 
darunter besonders viele Frauen und Kinder, geregelt 
werden kann. Die rechtliche Analyse zeigt eine Reihe 
von Ansätzen auf, mit denen die politischen Ent-
scheidungsträgerinnen und -träger auch über den 
4. März 2025 hinaus für einen gesicherten Aufent-
halt der vorübergehend Geschützten sorgen könn-
ten, ohne dadurch die Möglichkeit auszuschließen, 
dass sie am Wiederaufbau der Ukraine mitwirken. 
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Die Europäische Union sollte im Rahmen des 
Endspurts bei der Neuverhandlung der Rechtsakte  
des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS) ihre Handlungsfähigkeit demonstrieren und 
eine zukünftige Aufenthaltsoption für die vorüber-
gehend Schutzberechtigten skizzieren, etwa im 
Rahmen der EU-Krisenverordnung oder der Richt- 
linie zum EU-Daueraufenthalt. Auch eine Änderung 
oder Verlängerung der Richtlinie zum vorüberge-
henden Schutz sollte zeitnah geprüft werden. Ge-
meinsame Lösungsansätze der EU-Staaten müssen 
mit Rückkehr- und Wiederaufbauplänen wie im Rah-
men der jüngst angekündigten Ukraine Facility der EU 
verknüpft werden, die in einem partnerschaftlichen 
Ansatz mit der Ukraine nicht zuletzt auch vor der Auf-
gabe steht, die dafür benötigte Humankapitalbasis  
zu sichern.

Eine gemeinsame und nachhaltige europäische 
Lösung ist jedoch möglicherweise nicht zu erreichen. 
Daher sollte die Bundesregierung die Optionen 
prüfen, die das nationale Migrationsrecht bereit-
hält, um für alle Szenarien vorbereitet zu sein. Hier 
sollten die Anstrengungen zur Arbeitsmarkteinmün-
dung nochmals verstärkt werden. Eine bestehende 
Beschäftigung kann zum Anlass für einen Übergang 
in eine Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken 
genommen werden, wenn die sonstigen Vorausset-
zungen gegeben sind. Das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat (BMI) und die Länder sollten 
möglichst rasch klären, wie rechtssicher mit beste-
henden Sperrklauseln im Aufenthaltsgesetz umge-
gangen werden kann, die derzeit einen direkten 
Wechsel des Aufenthaltszwecks bei vorübergehend 
Schutzberechtigten in bestimmten Fällen verhin-
dern – z. B. wenn diese in eine Aufenthaltserlaubnis 
zum Studium oder in eine Blaue Karte EU wechseln 
wollen. Um auch vorübergehend Schutzberechtigten 
mit niedrigen Qualifikationsniveaus Möglichkeiten 
zur nachhaltigen Sicherung ihres Aufenthalts einzu-
räumen, sollte erwogen werden, die Ukraine in die 

Liste der privilegierten Länder gemäß § 26 Abs. 1 
der Beschäftigungsverordnung aufzunehmen.

Ferner sollten sich Bund und Länder bereits jetzt 
mit alternativen Schutzmöglichkeiten befassen, 
sollte nach dem 4. März 2025 weiterhin ein großer 
Teil der Geflüchteten auf einen humanitären Auf-
enthalt angewiesen sein. Dabei ist vor allem ein 
Szenario zu vermeiden, in dem massenweise indi-
viduelle Anträge auf Schutz gestellt werden, die das 
Asylsystem überlasten und zudem voraussichtlich 
kaum Chancen auf Anerkennung hätten.

Die rund 1,2 Millionen vorübergehend Schutz-
berechtigten in Deutschland wurden anerkannten 
Flüchtlingen weitgehend gleichgestellt und erhal-
ten umfassenden Zugang zu Fördermaßnahmen. 
Ein nicht unerheblicher Teil ist bereits erwerbstätig,  
Kinder besuchen Schulen und Kitas. Mit zunehmender 
Aufenthaltsdauer wächst die Zahl derer, die mittel-
fristig oder gar dauerhaft bleiben wollen. Gerade für 
gut qualifizierte Menschen, die schnell am Arbeits-
markt Fuß fassen und sich selbst versorgen können, 
ergeben sich längerfristige Perspektiven, gleichzeitig 
wären sie aber auch Stützen des Wiederaufbaus, die 
aus der Perspektive der Ukraine unbedingt zur Rück-
kehr motiviert werden sollten. Im Rahmen der Inte-
gration sollte daher darauf geachtet werden, dass 
Investitionen in Bildung und Humankapital auch 
mögliche zukünftige Aufgaben in der Ukraine be-
rücksichtigen, dass Sprachkompetenzen der Kinder 
und Jugendlichen aufrechterhalten, finanzielle und 
digitale transnationale Verbindungen gefördert und 
neue Formen der Rückkehrförderung bzw. Mobili-
täts- und Wiederaufbauunterstützung angeboten 
werden. Im Rahmen einer abgestimmten Strategie 
mit der ukrainischen Regierung kann die Bundes- 
republik dann durch geförderte Rückkehr oder zirku- 
läre Migrations- und Mobilitätsformen einen kon- 
struktiven Beitrag zum Wiederaufbau und zum wirt-
schaftlichen Erstarken der Ukraine als mögliches  
zukünftiges EU-Mitglied leisten.
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1 Temporärer Schutz: Pragmatisches 
Instrument mit Verfallsdatum1

Fast zwei Jahre nach Beginn des russischen Angriffs 
auf die Ukraine am 24. Februar 2022 ist weder ein 
Ende des Krieges noch eine Lösung des territoria-
len Konflikts absehbar. In unverminderter Frequenz 
und Härte dauern die auf den Osten und Süden des 
Landes konzentrierten Kampfhandlungen an. Aber 
auch die übrigen Städte und Regionen sind nicht vor 
Luftangriffen sicher. Seit der Invasion hat die Ukraine  
zwar gut die Hälfte der ursprünglich besetzten Ge-
biete zurückerobert, dennoch hält Russland weiter-
hin etwa 18 Prozent des Landes besetzt (Stand: Sep- 
tember 2023). Die ukrainischen Offensiven des Jahres 
2023 haben lediglich kleinere Gebietsgewinne er-
zielt, gleichzeitig ist die Zahl der militärischen Opfer 
allein bis zum September 2023 auf schätzungsweise 
eine halbe Million und die der zivilen Opfer auf rund 
22.000 gestiegen (Council on Foreign Relations 2023). 

Mithin hat sich auch an den Perspektiven der 
Kriegsflüchtlinge seit Mitte des Jahres 2022 nichts 
Grundlegendes geändert: Schätzungen zufolge ha-
ben etwa ein Drittel der 44 Millionen Einwohner der 
Ukraine ihr Zuhause zumindest temporär verlassen. 
Seit Kriegsbeginn wurden mehr als 20 Millionen 
Grenzübertritte aus der Ukraine registriert. Rund 
sechs Millionen Menschen haben in anderen Ländern 
Schutz gefunden, vor allem in Europa (s. Kap. 1.2).2  

Die Mitgliedstaaten der EU haben daher den vor- 
übergehenden Aufenthaltsstatus für Schutzberechtigte 
aus der Ukraine nochmals bis Anfang März 2025 ver-
längert, gleichzeitig kehren jedoch auch viele Men-
schen für Kurzbesuche in ihre Heimat zurück und es 
laufen bereits vielfältige Maßnahmen, die auf den 
Wiederaufbau des Landes und die Vorbereitung eines 
EU-Beitritts der Ukraine gerichtet sind. Entsprechend 
besteht die Hoffnung, dass sich im dritten Kriegsjahr 
das Blatt deutlicher zugunsten der Ukraine wendet 
oder zumindest ein Waffenstillstand erreicht werden 
kann, sodass ein großer Teil der Kriegsflüchtlinge zu-
rückkehren und an der Entwicklung des Landes mit-
wirken kann.

1.1 Die Richtlinie 2001/55/EG und ihre Aktivierung 
im Jahr 2022

Die europäische Rechtsgrundlage für die Aufnahme  
der Flüchtlinge aus der Ukraine, die Richtlinie 
2001/55/EG des Rates, wurde bereits Ende der 1990er 
Jahre vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit 
der (temporären) Aufnahme von Vertriebenen und 
Kriegsflüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien 
geschaffen. Auf Vorschlag der Kommission erließ der 
Rat 2001 die sog. Massenzustromrichtlinie3: Sie regelt 
im Falle eines plötzlichen Zustroms die kurzfristige 
und unkomplizierte Aufnahme vor allem von Kriegs- 
und Bürgerkriegsflüchtlingen in die Europäische Ge-

1 Diese Studie wurde begleitet von Prof. Panu Poutvaara, Ph.D., und Prof. Dr. Winfried Kluth, Mitglieder des Sachverständigenrats für 
Integration und Migration (SVR). Verantwortlich für diese Veröffentlichung ist der wissenschaftliche Stab der SVR-Geschäftsstelle. 
Die Argumente und Schlussfolgerungen spiegeln nicht notwendigerweise die Meinung des SVR wider. Der Autor dankt Olivia 
Diosegi und Agesiláu Silva de Carvalho Neto für ihre Unterstützung im Rahmen des Projekts sowie Holger Kolb für Hinweise zu 
aufenthaltsrechtlichen Fragen. 

2 Der Fokus dieser Studie liegt auf dem Umgang mit den aufenthaltsrechtlichen Fragen der Fluchtmigration in Deutschland und 
innerhalb der Europäischen Union (EU) – der Hauptzielregion der Schutzsuchenden. Eine beachtliche Zahl an Vertriebenen hat 
auch jenseits der EU Aufnahme gefunden: Das UN-Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) hatte zum Stichtag  
7. November 2023 weltweit 6.242.200 Flüchtlinge aus der Ukraine registriert (davon 392.100 außerhalb Europas); weitere 
3.674.000 lebten als Binnenvertriebene innerhalb der Ukraine (UNHCR 2023).

3 Die nicht amtliche Bezeichnung „Massenzustromrichtlinie“ für die Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 kommt im 
deutschen Sprachraum, vor allem in den Medien, oft zur Anwendung. Die Richtlinie regelt die Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewoge-
nen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die 
Mitgliedstaaten (ABl. L 212, 07.08.2001, S. 12). Daher ist die Kurzbezeichnung ‚Richtlinie zum vorübergehenden Schutz‘ treffender 
und europaweit auch verbreiteter (engl.: Temporary Protection Directive, franz.: Directive sur la protection temporaire, ital.:  
Direttiva sulla protezione temporanea oder niederl.: Richtlijn Tijdelijke Bescherming). Aus diesem Grund wird diese Terminologie 
auch für die vorliegende Studie übernommen, zum Teil alternierend in Deutsch und Englisch.
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meinschaft. Als Massenzustrom definiert die Richtli-
nie „den Zustrom einer großen Zahl Vertriebener, die 
aus einem bestimmten Land oder einem bestimmten 
Gebiet kommen, unabhängig davon, ob der Zustrom 
in die Gemeinschaft spontan erfolgte oder beispiels-
weise durch ein Evakuierungsprogramm unterstützt 
wurde“ (Art. 2d RL 2001/55/EG). Die Richtlinie ermög-
licht also, Flüchtlingen in einem ‚Pauschalverfah-
ren‘ vorübergehend Schutz zu gewähren, ohne dass 
diese ein Asylverfahren durchlaufen müssen. Dieser 
vorübergehende Schutz soll insbesondere dann ge-
währt werden, wenn „die Gefahr besteht, dass das 
Asylsystem diesen Zustrom nicht ohne Beeinträchti-
gung seiner Funktionsweise und ohne Nachteile für 
die betroffenen Personen oder andere um Schutz 
nachsuchende Personen auffangen kann“ (Art. 2a 
RL 2001/55/EG). Schutzberechtigt sind „Staatsan-
gehörige von Drittländern oder Staatenlose, die ihr 
Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion haben ver-
lassen müssen oder insbesondere nach einem ent-
sprechenden Aufruf internationaler Organisationen 
evakuiert wurden und wegen der in diesem Land herr-
schenden Lage nicht sicher und dauerhaft zurückkeh-
ren können“ und deren Familienangehörige (Art. 2c  
RL 2001/55/EG). Zudem steht es Mitgliedstaaten 
frei, weiteren Personengruppen, die aus demselben 
Grund aus dem entsprechenden Drittstaat geflohen 
sind, vorübergehenden Schutz zu gewähren (Art. 7 
Abs. 1 RL 2001/55/EG).

Der Hauptzweck der Temporary Protection Direc-
tive besteht zum einen darin, Mindeststandards für 
den Schutz von Vertriebenen aus Gebieten zu etab-
lieren, in denen ein bewaffneter Konflikt oder dau-
ernde Gewalt herrscht, und von Opfern von Men-
schenrechtsverletzungen oder davon Bedrohten. 
Zum anderen soll ein gemeinsamer Ansatz für eine 
effiziente, kohärente und solidarische Umsetzung 

und Verteilung geschaffen werden, auch um Sekun-
därbewegungen zu vermeiden. Laut der Richtlinie 
müssen die Mitgliedstaaten für eine angemessene 
Unterkunft sorgen, die notwendige medizinische Ver-
sorgung (mind. Notversorgung) sichern, den Zugang 
zum Arbeitsmarkt und zum Bildungssystem ermög- 
lichen, notwendige Sozial- und Sachleistungen zur  
Sicherung des Lebensunterhalts bereitstellen und 
Menschen mit besonderen Bedürfnissen erforderli-
che medizinische und sonstige Hilfe zukommen lassen 
(vgl. umfassend Skordas in Thym/Hailbronner 2022, 
Part D 19: 1177–1228).4

Ein schlafendes Instrument erwacht über Nacht …
Entscheidend ist die ‚Aktivierungsschwelle‘ für die 
Richtlinie: Der Rat muss mit qualifizierter Mehrheit 
das Bestehen eines Massenzustroms von Vertriebe-
nen feststellen und einen entsprechenden Beschluss 
fassen, der dann alle Mitgliedstaaten verpflichtet 
(Art. 5 Abs. 1 RL 2001/55/EG). Trotz unterschiedlicher 
Ankünfte größerer Gruppen von Vertriebenen und 
Flüchtlingen war bis Mitte der 2010er Jahre kaum 
ernsthaft über ein Inkraftsetzen der Richtlinie disku-
tiert worden. Insbesondere während des Syrienkon-
flikts mit dem rasch wachsenden Fluchtaufkommen 
ab 2013/14 wollten einige Regierungen in der EU die 
Richtlinie aktivieren, um syrischen Flüchtlingen un- 
bürokratisch und schnell kollektiven Schutz zu ge-
währen und eine Überlastung der Asylsysteme zu 
vermeiden (vgl. Ineli-Ciger 2016). Diese Vorstöße 
scheiterten allerdings: Auch in diesem offenkundig 
passenden Ernstfall wurde die Temporary Protection 
Directive nicht angewendet und blieb für zwei Deka-
den ein „schlafendes Instrument“ (SVR 2017: 53).5 

Erst gut 21 Jahre nach ihrem Inkrafttreten bot die 
Fluchtbewegung aus der Ukraine nach dem Überfall 
Russlands am 24. Februar 2022 den ersten Anwendungs-

4 Die Richtlinie wurde mit § 24 AufenthG in deutsches Recht umgesetzt. Seit 1. Juni 2022 bestehen im Rahmen des entsprechenden  
Aufenthaltstitels auch keine Beschränkungen bei der Beschäftigungsaufnahme mehr; davor stand die Erwerbstätigkeit von  
vorübergehend Geschützten unter Erlaubnisvorbehalt – was jedoch EU-rechtswidrig war (Thym 2022).

5 In den Augen einiger Kritiker und Kritikerinnen zeigte das Scheitern im Falle des syrischen Flüchtlingszugangs in die EU, dass die 
Richtlinie das Papier nicht wert sei, auf dem sie steht (vgl. sinngemäß Gluns/Wessels 2017) und man nach diesem Scheitern auch 
auf sie verzichten könne.
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fall der Richtlinie. Mit einstimmigem Beschluss aktivierte 
der Rat den temporären Schutz quasi über Nacht und 
sorgte für einen „Wendepunkt in der Asylpolitik der EU“ 
(vgl. Kluth 2022c sowie umfassend Carrera/Ineli-Ciger 
2023). Der nur eine Woche nach dem Überfall der  
Ukraine gefasste Durchführungsbeschluss bezieht sich auf
    ukrainische Staatsangehörige, die vor dem 24. Februar 
2022 ihren Aufenthalt in der Ukraine hatten,

    Staatenlose und Staatsangehörige anderer Dritt- 
länder als der Ukraine, die vor dem 24. Februar 
2022 in der Ukraine internationalen Schutz oder 
einen gleichwertigen nationalen Schutz genossen 
haben, und

    Familienangehörige dieser beiden Gruppen.6

Den Mitgliedstaaten wurde es zudem freigestellt, den 
Beschluss auch auf andere Personen, insbesondere 
Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer 
als der Ukraine, anzuwenden, die sich zum Zeitpunkt 
der Aggression rechtmäßig in der Ukraine aufhielten 
und die nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland 
oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können. Die 
Schutzberechtigung der betreffenden Personen wird 
pauschal festgestellt, wenn sie am oder nach dem  
24. Februar 2022 infolge der militärischen Invasion der 
russischen Streitkräfte aus der Ukraine geflüchtet sind. 

… und gilt einstweilen bis zum März 2025
Gemäß Artikel 6 der Temporary Protection Directive 
endet der Schutz nach Erreichen der Höchstdauer bzw. 
wenn der Rat einen entsprechenden Beschluss fasst, 
der jedoch voraussetzt, dass die Lage im Herkunftsland 
eine sichere, dauerhafte Rückkehr erlaubt. Kommt es 

nicht zu einem solchen Beendigungsbeschluss, verlän-
gert sich der vorübergehende Schutz automatisch um 
jeweils sechs Monate, höchstens jedoch um ein Jahr. 
Bestehen die Gründe für den Schutz fort, kann der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit eine abermalige Verlänge-
rung für zwölf Monate beschließen (Art. 4 Abs. 2). Bereits 
im September 2023 einigten sich die Mitgliedstaaten 
und trafen im Oktober einen förmlichen Beschluss,7 der 
den vorübergehend Schutzberechtigten ein weiteres 
Jahr bis zum 4. März 2025 Luft verschafft – es ist aller-
dings das letzte Jahr, das die EU-Richtlinie ermöglicht: 
„Die Uhr tickt für den temporären Schutz“ (Katsiaficas/
Segeš Frelak/Wagner 2023).

Umsetzung in Deutschland
Deutschland gewährt auf dieser Grundlage folgenden 
Personengruppen temporären Schutz (BMI 2022a): 
    Ukrainerinnen und Ukrainern, die vor dem Stichtag 

ihren Aufenthalt in der Ukraine hatten, Staatenlosen 
und Staatsangehörigen anderer Drittstaaten, die 
(inter-)nationalen Schutz in der Ukraine genossen, 

    den Familienangehörigen beider Gruppen und
    Staatenlosen und Drittstaatsangehörigen, die nach-

weisen können, dass sie sich vor dem Stichtag im 
Rahmen eines nicht nur vorübergehenden Kurzauf-
enthaltes (bis zu 90 Tage) in der Ukraine aufhielten 
und nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren können.

Zudem hat die Bundesregierung die Empfehlung der 
EU-Kommission so ausgelegt, dass zusätzlich Perso-
nen einbezogen werden, die bis zu 90 Tage vor dem 
Stichtag die Ukraine verlassen hatten und beispiels-
weise aus einem Urlaub nicht zurückkehren konnten  

6 Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms  
von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden 
Schutzes; ABl. L 71, 04.03.2022, S. 1–6.

7 Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2409 des Rates vom 19. Oktober 2023 zur Verlängerung des mit dem Durchführungsbeschluss 
(EU) 2022/382 eingeführten vorübergehenden Schutzes. Am 24. November 2023 stimmte der Bundesrat dem Vorschlag für eine 
Ukraine-Aufenthaltserlaubnis-Fortgeltungsverordnung (UkraineAufenthFGV; BR-Drs. 537/23) des Bundesministeriums des Innern 
und für Heimat zu. Die Verordnung regelt die Verlängerung des vorübergehenden Schutzes in Deutschland mit einer Pauschal-
klausel: Sämtliche am Stichtag 1. Februar 2024 gültigen Aufenthaltserlaubnisse nach § 24 Abs. 1 AufenthG gelten demnach für die 
Dauer des auf EU-Ebene beschlossenen vorübergehenden Schutzes bis zum 4. März 2025 weiter. Die pauschale Lösung war auf 
Drängen von Ländern und Kommunen zustande gekommen, da ansonsten eine individuelle Vorsprache aller Aufenthaltsberech-
tigten zur Titelverlängerung nötig gewesen wäre, was einen „kaum leistbaren Verwaltungsaufwand für die Ausländerbehörden 
rund um den 4. März 2024“ bedeutet hätte (BR-Drs. 537/23; 2, 7).
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(Klaus/Fausel/Tonn 2022: 114). Die einreise- und 
aufenthaltsrechtlichen Bedingungen richteten sich 
nach der eigens erlassenen Ukraine-Aufenthalts-Über-
gangsverordnung.8 Die Verordnung befreite die oben 
genannten Gruppen vom Erfordernis des Besitzes 
eines Aufenthaltstitels sowie eines Visums und er- 
möglichte die Einholung eines Titels zum dauerhaften 
Aufenthalt im Bundesgebiet, gleichzeitig diente sie 
auch der Entlastung der Behörden (dazu im Detail 
Löhr 2022: 310; Klaus/Fausel/Tonn 2022: 111–112).

Nicht nur hinsichtlich des anspruchsberechtigten 
Personenkreises setzte Deutschland den EU-Beschluss 
großzügig um; auch in sozialrechtlicher Hinsicht kam 
es einige Monate nach Beginn der Aufnahme zu ei-
ner Angleichung ihrer Rechtsposition an die von im 
individuellen Asylverfahren anerkannten Schutzbe-
rechtigten: Am 31. Mai 2022 wurden Inhaberinnen 
und Inhaber des Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG 
aus dem bis dato für sie geltenden Asylbewerber-
leistungsgesetz ausgegliedert und ihnen der Zugang 
zu den Leistungen nach SGB II und SGB XII eröffnet 
(vgl. Löhr 2022; Schork/Loschert/Kolb 2022: 26–29). 
Dadurch sind die vorübergehend Schutzberechtigten 
aus der Ukraine hinsichtlich des Zugangs zum Arbeits-
markt, gesetzlicher Krankenversicherung, Kindergeld, 
Unterhaltsvorschuss und BAföG-Leistungen deutschen 
Staatsangehörigen oder anerkannten Schutzberech-
tigten gleichgestellt. Zudem sind die Regelsätze 
nach SGB II („Bürgergeld“) höher als die nach dem 
AsylbLG und unterliegen nicht dem Vorrang des Sach-
leistungsprinzips. Somit gehen die in Deutschland 
umgesetzten Maßnahmen über die Leistungen nach 

AsylbLG und über die in der EU-Richtlinie definierten 
Mindestmaßnahmen hinaus ( Janda 2023: 13).9

 
1.2 Kriegsflüchtlinge in Deutschland und in der 
Europäischen Union

Gut vier Millionen Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine  
haben auf Basis der EU-Richtlinie oder ähnlicher  
nationaler Programme mittlerweile Aufnahme in der 
EU gefunden.10 Sie suchten zunächst in den Anrai-
nerstaaten Zuflucht; viele wanderten in den Tagen  
und Wochen danach weiter in andere europäische 
Staaten, auch nach Deutschland: Im Oktober 2023 
lebten knapp eine Million Flüchtlinge in Polen und 
rund 1,2 Millionen in Deutschland. Diese beiden 
Länder haben damit in absoluten Zahlen die meis-
ten Flüchtlinge aufgenommen. Gemessen an der je-
weiligen Gesamtbevölkerung bieten ferner Estland, 
Lettland, Litauen, Tschechien und Bulgarien beson-
ders vielen Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine Schutz 
(Abb. 1; Tab. 1 im Anhang).

In ihrem Umsetzungsbeschluss verzichteten die 
Mitgliedstaaten auf die in Artikel 25 der Richtlinie 
2001/55/EG vorgesehene Nennung von Aufnahme-
kapazitäten, die bei Überschreiten dieser Kapazitäten 
im Einzelfall solidarische Umverteilungen ermöglicht 
hätte. Auch auf die Rückübernahmeverpflichtung 
bei Weiterwanderung von Schutzberechtigten von 
einem in den anderen EU-Mitgliedstaat verzichtete 
der Rat. De facto ergab sich auf diese Weise eine 
‚Selbstverteilung‘ der Vertriebenen aus der Ukrai-
ne innerhalb der EU und der anderen EWG-Staaten. 

8 Verordnung zur vorübergehenden Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels von anlässlich des Krieges in der Ukraine 
eingereisten Personen vom 7. März 2022 (BAnz AT 08.03.2022 V1), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 24. Mai 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 138).

9 Der Beschluss zur wohlfahrtsstaatlichen ‚Vollversorgung‘ beruhte nicht zuletzt auf einem starken Interesse der Länder, die Kosten 
für soziale Transferleistungen nicht (wie im Falle der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz) selbst tragen zu müs-
sen, sondern sie auf den Bund bzw. die Bundesagentur für Arbeit (BA) zu übertragen (Thränhardt 2023a: 18–19).

10 Ende September 2023 hatten 18 von 1.000 der in der EU vorübergehend Schutzberechtigten (1,8 %) nicht die ukrainische Staats-
angehörigkeit. In Deutschland lag die Quote der nichtukrainischen Drittstaatsangehörigen beinahe doppelt so hoch (3,3 %). 
Unter den insgesamt 38.675 nichtukrainischen Drittstaatsangehörigen mit vorübergehendem Schutz in Deutschland entfielen 
die größten Anteile auf Staatsangehörige Russlands (12,6 %), Aserbaidschans (8,7 %), Vietnams (6,1 %), Armeniens (5,9 %), 
Georgiens (5,9 %), Iraks (5,5 %), Nigerias (5,4 %) und Marokkos (5,3 %) (Eurostat: migr_asytpsm). Wenngleich es sich hierbei 
um Größen von jeweils einigen Tausend Menschen mit z.T. besonderer soziodemografischer Struktur handelt, wird in der vor-
liegenden Studie auf diese Gruppen nicht separat eingegangen; sie werden von der Bezeichnung „Flüchtlinge/Schutzberechtigte 
aus der Ukraine“ stets mitumfasst. Zu den teils stark zwischen den Bundesländern divergierenden Aufenthaltsperspektiven für 
aufgenommene Drittstaatsangehörige vgl. Heiermann/Atanisev 2024.
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         Temporärer Schutz: Pragmatisches Instrument mit Verfallsdatum 

Insgesamt zeigt sich somit zwar keine komplett 
ausgewogene Verteilung, jedoch haben alle EU-Mit-
gliedstaaten beachtliche Zahlen an Schutzsuchenden 

aus der Ukraine aufgenommen – selbst an geografisch 
weit entfernten Orten wie Irland oder Portugal. Den 
stärksten Zulauf erfuhren Staaten, in denen bereits 

Deutschland
1.194.900

Luxemburg
4.180

Österreich
79.790

Tschechien
357.960

Niederlande
135.625

Belgien
71.350

Frankreich
64.775

Spanien
187.205

Italien
161.220

Malta
1.885

Rumänien
140.585

Bulgarien
166.535

Zypern
18.360

Griechenland
26.095

Portugal
57.230

Polen
958.655

Slowakei
109.530

Kroatien
22.485

Slowenien
8.465

Ungarn
33.060

Dänemark
37.440

Irland
94.085

Litauen
72.810

Lettland
43.035

Estland
35.820

Finnland
61.165

Schweden
41.915

Ukraine

über 20

Anzahl pro 1.000 
Einwohner

10 bis 20

5 bis 10

bis 5

EU insgesamt:

ca. 4,2 Mio.

Anzahl pro 1.000 
Einwohner der EU:

9,3

Abb. 1 Vorübergehend Schutzberechtigte aus der Ukraine in den EU-Mitgliedstaaten

Anmerkung: ...

Quelle: Eurostat, Daten vom September 2023; Darstellung: SVR/Deniz Keskin

Abb. 1 Vorübergehend Schutzberechtigte aus der Ukraine in den EU-Mitgliedstaaten, September 2023

Anmerkung: Ukrainische Staatsangehörige und Drittstaatsangehörige; Zahl für Frankreich enthält keine Minderjährigen;  
vollständige Daten in Tab. 1 im Anhang.

Quelle: Eurostat (migr_asytpsm, demo_gind); Darstellung: wissenschaftlicher Stab des SVR
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ukrainische Communities bestanden (Adema et al.  
2023).11 Auch bei der Umsetzung des Schutzes, z. B.  
hinsichtlich der Sozial- und Gesundheitsleistungen 
oder der Möglichkeit, den Aufenthalt ohne Status-
gefährdung oder -verlust für Heimatbesuche oder 
andere Auslandsreisen zu unterbrechen, bestehen 
durchaus Unterschiede (EUAA 2023, ECRE 2023). Den-
noch kann die Kollektivaufnahme der Vertriebenen 
aus der Ukraine als bislang einzigartige, vom Geiste 
europäischer Solidarität, von Verantwortungsteilung 
und strategischer Allianz geprägte Maßnahme des 
gemeinsamen Flüchtlingsschutzes gewertet werden 
(Karageorgiou/Noll 2023).

Aufnahme von Kriegs- oder Bürgerkriegsvertriebenen  
in der jüngeren Vergangenheit 
Der Konsens der EU-Politik im Jahr 2022 steht in 
starkem Kontrast zur Aufnahme der vielen Hundert- 
tausend Schutzsuchenden vor allem aus Syrien, aber 
auch aus Afghanistan, Irak oder Iran innerhalb des 
letzten Jahrzehnts. Hier gelang es den Mitgliedstaa-
ten nicht, ein gemeinsames Vorgehen, einen echten 
Solidaritätsmechanismus oder eine effektive Verant-
wortungsteilung durch ein kollektives Aufnahmever-
fahren zu erreichen. Die Schutzsuchenden blieben 
jeweils auf das individuelle Asylverfahren verwiesen, 
das zwar durch die zu Beginn des Jahrtausends ge-
schaffenen Rechtsgrundlagen im Rahmen des Ge-
meinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) über 
Mindeststandards und das Instrument des subsidiä-
ren Schutzes verfügte, jedoch insbesondere mit Blick 
auf die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats 

mittels des sog. Dublin-Mechanismus und die Schutz-
quoten ungerecht und dysfunktional war (vgl. SVR 
2017; Parusel/Schneider 2017). Dennoch zeigte sich 
in einzelnen Mitgliedstaaten eine hohe Leistungs- 
fähigkeit der nationalen Asylsysteme, nicht zuletzt 
in Deutschland: Trotz deutlicher Überlastung der Auf-
nahmeinfrastruktur wurden hier allein in den Jahren 
2016 und 2017 insgesamt rund 1,15 Millionen erstins-
tanzliche Asylentscheidungen getroffen, mehr als in 
allen anderen EU-Staaten zusammen. 

Deutlich vor der Schaffung des GEAS nahm 
Deutschland schon einmal mehrere Hunderttausend 
Kriegs- bzw. Bürgerkriegsflüchtlinge über kollektive 
Verfahren auf: Vertriebene aus den Konflikten und 
Bürgerkriegen des zerfallenden Jugoslawiens in den 
1990er Jahren, vor allem aus Bosnien und Herzegowina  
und Kosovo. Ihre vorübergehende Schutzgewährung 
erfolgte jedoch, ohne dass dafür eine spezielle Rechts-
grundlage zur Verfügung gestanden hätte – und die 
Vorzeichen waren gänzlich andere: In der damaligen 
Periode – die geprägt war von hoher Arbeitslosigkeit, 
akuten wirtschaftlichen und sozialen Herausforderun-
gen als Folge der deutschen Wiedervereinigung sowie 
einer parallel stattfindenden massiven Zuwanderung 
von (Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedlern 
sowie Schutzsuchenden aus anderen Regionen – gab 
es kein Interesse und folglich keine Perspektive für 
einen fortgesetzten Aufenthalt der Geflüchteten. Da-
her lautete damals die Devise: Strikte Befristung mit 
einem vergleichsweise prekären Aufenthaltsstatus 
und klarer Rückkehrerwartung (Info-Box 1).

11 Fragen der Verteilung der temporär Schutzberechtigten innerhalb Deutschlands werden in dieser Studie nicht näher thematisiert. 
Lediglich Personen, die unmittelbar eine Unterkunft benötigten und auf staatliche Leistungen angewiesen waren, wurden nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt; vgl. dazu ausführlich Heiermann/Atanisev 2024.
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         Temporärer Schutz: Pragmatisches Instrument mit Verfallsdatum 

Info-Box 1  Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen aus Ex-Jugoslawien 
in den 1990er Jahren

Jenseits des konstitutionellen Asylrechts gab 
es in der Bundesrepublik bis Anfang der 1990er 
Jahre keine Regelung zur Aufnahme von Kriegs- 
bzw. Bürgerkriegsflüchtlingen. Erst mit dem 
sog. Asylkompromiss vom 6. Dezember 1992, 
der weitere migrationspolitische Maßnahmen 
umfasste, vereinbarten CDU, CSU, FDP und SPD  
unter dem Eindruck der Fluchtbewegungen aus 
dem zerfallenden Jugoslawien die Einführung 
eines entsprechenden Schutztitels. Ab 1. Juli  
1993 ermöglichte der neu geschaffene § 32a des 
Ausländergesetzes (BGBl. 1993 I, 1062–1073), 
Schutzsuchende aus Kriegs- oder Bürgerkriegs- 
gebieten vorübergehend aufzunehmen, wenn sie 
auf ein Asylverfahren verzichten; eine entspre-
chende Aufenthaltsbefugnis konnte verlängert 
werden. Voraussetzung war jedoch, dass Bund 
und Länder zu einer einvernehmlichen Verständi-
gung über die Schutzgewährung gelangten. 

Nach dem Ausbruch der Kämpfe in Bosnien 
und Herzegowina Mitte 1992 war die Zahl der 
Schutzsuchenden rapide angestiegen. Deutsch-
land nahm etwa 350.000 der geflohenen Men-
schen aus Bosnien und Herzegowina auf. Trotz 
dieses erheblichen Zuzugs kam es nicht zur 
Erteilung von Aufenthaltsbefugnissen: Bund und 
Länder konnten sich nicht auf eine Finanzierung 
der Flüchtlingskosten einigen und verhinderten 
die Aktivierung der 1993 etablierten Schutznorm. 
Die Aufgenommenen wurden mittels kurzfristiger 
Abschiebestopps lediglich geduldet (Oltmer 2023) 
– ein prekärer Status mit äußerst begrenzten In-
tegrationschancen wurde so für mehrere Jahre 
perpetuiert. 

Nach dem Friedensabkommen von Dayton im 
November 1995 drängte die damalige Bundesre-
gierung – anders als alle anderen europäischen 
Aufnahmestaaten, die den temporär Geschütz-
ten Möglichkeiten zum Verbleib eröffneten – die 
Flüchtlinge energisch zur Rückkehr in vielfach per-
spektivlose Situationen (Koser/Black 1999: 528). 

Nach der Beendigung des Abschiebestopps Ende 
März 1996 sollten alle Flüchtlinge in einem Stu-
fenverfahren binnen zwei Jahren zurückkehren 
(Oltmer 2023). Die Zahl der in Deutschland leben-
den bosnischen Flüchtlinge verringerte sich in der 
Folge vor allem durch die Nutzung von Förder-
programmen zur freiwilligen Ausreise von rund 
330.000 im Jahr 1996 auf 30.000 im Jahr 2000 
(Alscher/Obergfell/Roos 2015: 21). Auch bei den 
rund 200.000 Flüchtlingen aus dem Kosovo-Krieg 
1998/99 kam es in nur knapp 15.000 Fällen zur 
Erteilung des Titels zum vorübergehenden Schutz 
nach § 32a AuslG. Trotz forcierter Rückführungs-
bemühungen um die Jahrtausendwende blieben 
mehrere Zehntausend Kosovaren zunächst gedul-
det in Deutschland. Sowohl im Falle der Bosnien-  
als auch der Kosovo-Flüchtlinge wurden für be-
stimmte vulnerable Gruppen nach Jahren der 
Duldung Bleiberechtsregelungen durch die Innen- 
ministerkonferenz beschlossen; ein großer Teil 
verblieb jedoch über viele Jahre als „De-fac-
to-Flüchtlinge“ nur geduldet (Integrationsbeauf-
tragte 2003: 36–37). Eine Spätfolge war, dass es 
in den vergangenen Jahren immer wieder zu dra-
matischen Abschiebungen von Familien kam, de-
ren hierzulande geborene Kinder die Heimat ihrer  
Eltern noch nie gesehen hatten. 

Die Entwicklung und Verabschiedung der Tem-
porary Protection Directive um die Jahrtausend-
wende kann in vielerlei Hinsicht als unmittelbare 
Lektion aus der ungleichen Lastenverteilung bei 
der Aufnahme von Flüchtlingen der Jugoslawien- 
Kriege und dem heterogenen Umgang der dama-
ligen EG-Mitgliedstaaten hinsichtlich deren Rück-
kehr bzw. Verbleib interpretiert werden (van Selm 
2023). Flexible Lösungen für länger als drei Jahre 
andauernde Kriege hält die Richtlinie jedoch nicht 
bereit; vielmehr geht sie von einer Rückkehr- 
verpflichtung bzw. der Option eines individuellen 
Antrags auf internationalen Schutz im Rahmen 
des Asylsystems aus.
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Dilemmata der (temporären) Aufnahme von Kriegs-
flüchtlingen
Für Deutschland wie für die meisten anderen euro-
päischen Staaten sind die Vorzeichen heute andere: 
Sie befinden sich in einem demografischen Schrump-
fungsprozess, leiden unter Fachkräftemangel und 
wollen ihre aktuellen und zukünftigen Arbeitskräf-
tebedarfe nicht zuletzt durch Zuwanderung decken. 
Aufgrund der soziodemografisch günstigen Struktur 
der (meist weiblichen) Ukraine-Flüchtlinge – sie sind 
durchschnittlich jünger und besser gebildet als die 
Bestandsbevölkerung – müssten die Zeichen unter 
Nützlichkeitsgesichtspunkten also klar auf volle Teil-
habe und Integration mit Niederlassungsperspekti-
ve stehen. Doch hier tut sich ein Interessenkonflikt 
auf, denn die Ukraine ist für den Wiederaufbau da-
rauf angewiesen, dass möglichst viele geflohene 
Menschen ins Land zurückkehren. Wirtschaftsfor-
scher gehen davon aus, dass „ohne eine Rückfüh-
rung dieses Arbeitskräftepotenzials […] die Ukraine 
kein attraktiver Investitionsstandort werden“ kann 
(Schulze 2023: 16). Die Aufnahmestaaten stehen also 
vor einem Dilemma: Einerseits unterstützen sie die 
Ukraine mit Waffenlieferungen und massiven Inves-
titionen in den Wiederaufbau (vgl. Grävingholt et al. 
2023, Europäische Kommission 2023), weil sie deren 
Existenzkampf auch als Verteidigung der liberalen 
Demokratie und ‚westlicher‘ Freiheitswerte gegen die 
imperialistischen und totalitären Ziele Russlands ver-
stehen. Andererseits besteht mindestens für die Zeit 
des (einstweilen temporären) Aufenthalts ein starkes 
Interesse, dieselben Menschen auf ihren eigenen  
Arbeitsmärkten zu beschäftigen. 

Auch die Betroffenen selbst schwanken mit Blick 
auf ihre Bleibeperspektive; während sie zunächst 
mehrheitlich auf eine rasche Rückkehr hofften, se-
hen nun deutlich mehr Personen einen mittelfristi-
gen oder gar dauerhaften Verbleib als realistische 
Option an (s. dazu Kap. 2). Gerade für gut qualifizierte  

Menschen, die schnell am Arbeitsmarkt Fuß fassen 
und sich selbst versorgen können, ergeben sich 
längerfristige Perspektiven in der EU. Genau diese 
Personen wären vermutlich aber auch Stützen des 
Wiederaufbaus, die aus der Perspektive der Ukraine 
unbedingt zur Rückkehr motiviert werden sollten.12 
Dagegen würden bei einem Ende des vorübergehen-
den Schutzes vor allem jene rückkehrpflichtig, die 
fortgesetzt von staatlichen Transferleistungen abhän-
gig sind. Eine Außenwahrnehmung, nach der Aufnah-
mestaaten wie Deutschland gut ausgebildeten und 
integrierten Flüchtlingen ‚den roten Teppich ausrollen‘ 
und ihnen den Weg zur Niederlassung ebnen, wäh-
rend diejenigen, die entsprechende Voraussetzungen 
(noch) nicht erfüllen, keine ‚Leistungsträger‘ oder 
nicht Teil des Erwerbspersonenpotenzials sind, zur 
schnellen Rückkehr motiviert oder gar abgeschoben 
werden, würde ein nicht unerhebliches Potenzial für 
politische Konflikte bergen. Den Entscheidungsträge-
rinnen und -trägern in Europa muss daher ein schwie-
riger Spagat zwischen Aufnahme-, Integrations- und 
Rückkehrpolitik gelingen (Beirens/Salgado/Slootjes 
2023). Deutlich wurde dieses Konfliktpotenzial etwa 
bereits im Kontext der zahlreichen und teils groß-
zügigen Angebote, die europäische Hochschulen für 
ukrainische Akademikerinnen und Akademiker ent-
wickelt haben: Im Rahmen eines Aufrufs an seine 
Landsleute, „nach Hause zu kommen“, dankte der für 
Hochschulen zuständige ukrainische Wissenschafts- 
und Bildungsminister Ende 2023 den europäischen 
Universitäten zwar dafür, in Zeiten der Not Zufluchts-
orte geschaffen zu haben, kritisierte aber gleichzeitig 
Programme, die zu einem Braindrain für die Ukraine 
führen könnten. Drei-Jahres-Stipendien für führende 
ukrainische Forscher, die in Arbeitsverträge mit zehn-
jähriger Dauer umgewandelt werden könnten, seien 
eher Akademikeranwerbung unter dem Deckmantel 
humanitärer Hilfe ( Jack 2023).

12 Pläne zur Sicherung des benötigten Humankapitals waren und sind seit Kriegsbeginn zentraler Bestandteil der strategischen 
Wiederaufbaupolitik der Ukraine (s. auch Kap. 2).
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2 Integration in Deutschland und 
Perspektiven für Mobilität  
und Rückkehr

Die Entwicklung des Kriegsverlaufs in der Ukraine 
und seine Folgen sind nach wie vor unvorhersehbar. 
Plötzliche Veränderungen können zu Migrationsbe-
wegungen in die eine wie in die andere Richtung 
führen: Ein (wenn auch derzeit unwahrscheinlicher) 
Waffenstillstand, der hinreichend stabil und von po-
litischen Verhandlungen begleitet ist, würde sicher 
zur Rückkehr vieler Flüchtlinge führen. Umgekehrt 
hätte eine Ausweitung der Kriegshandlungen, etwa 
durch eine Intensivierung der Raketenangriffe Russ-
lands oder eine Eskalation durch den Einsatz neuer 
taktischer Waffensysteme, eine erneute massive 
Zunahme von Fluchtbewegungen ins Ausland zur 
Folge. Entsprechend hat der Europäische Rat in sei-
nem Durchführungsbeschluss vom September 2023 
zur Verlängerung des vorübergehenden Schutzes für 
die derzeit 4,1 Millionen in der EU lebenden Kriegs-
flüchtlinge auch die Möglichkeit einer weiteren Ver-
treibungswelle erwogen: „Da die Lage in der Ukraine 
infolge feindseliger Handlungen seitens Russlands 
instabil und unsicher ist, besteht […] das Risiko ei-
nes künftigen Massenzustroms und der Vertreibung 
von weiteren Menschen, die aus der Ukraine in die 
Union fliehen. In vielen Gebieten finden nach wie vor 
schwere Kämpfe statt und es besteht immer noch die 
Gefahr einer Eskalation.“

Die Unwägbarkeiten der weiteren Entwicklung 
des Ukraine-Kriegs erlauben keine konkreten Vor-
hersagen des damit verbundenen Migrations- bzw. 
Rückkehrmigrationsaufkommens. Grundsätzlich ist 
davon auszugehen, dass sich mehr und mehr Vertrie-
bene für einen Verbleib in der EU entscheiden wer-
den, je länger die Kampfhandlungen andauern und 
je länger eine allgemeine Gefährdungslage für die 
Zivilbevölkerung besteht (Angenendt et al. 2022: 7; 
ICMPD 2023a: 20). Faktoren die – zusätzlich zur Dauer 
des Krieges – das Migrationsgeschehen beeinflussen, 
sind u. a. das Ausmaß der Zerstörung, die politische 
und ökonomische Lage und die damit verbundene 
(Wieder-)Aufnahmekapazität der Ukraine, der Verbleib 
von Angehörigen dort, der rechtliche Status der Ver-
triebenen in den Aufnahmestaaten, bereits erfolgte  

Integrationsschritte und die individuellen Bleibeab-
sichten. Auf der Basis der bis dato vorliegenden Ein-
schätzungen einschlägiger Institute und Thinktanks 
zum möglichen Verlauf und Ende des Krieges und 
unter Berücksichtigung demografischer Regionaldaten 
sowie Flüchtlingszahlen wurde bereits im Juni 2022 
ein breites Spektrum an Szenarien mit Blick auf das 
Potenzial dauerhaft Vertriebener aus der Ukraine vor-
gelegt, wobei das am ehesten wahrscheinliche Sze-
nario von mindestens drei Millionen Ukrainerinnen 
und Ukrainern und einem zusätzlichen Familiennach-
zug von über einer halben Million Menschen ausging, 
die dauerhaft in den Zielstaaten verbleiben könnten 
(Düvell 2022). Auch das Clingendael-Institut ging in 
einer kurz danach erschienenen Publikation davon 
aus, dass sich die Aufnahmestaaten in Europa auf 
dauerhafte Schutzregime für Millionen von Menschen 
einzustellen hätten (Ho/Deen/Drost 2022).

Teilhabe in Deutschland, Drang in die Heimat
Verschiedene Surveys und Datensätze erlauben 
mittlerweile einen guten Überblick über die Struktur, 
die Integration und die Zukunftsperspektiven der 
geflüchteten ukrainischen Bevölkerung in Deutsch-
land. Die beste Datengrundlage bietet die im 
Sommer 2022 erstmals von mehreren Forschungs-
instituten gemeinschaftlich durchgeführte Studie  
„Geflüchtete aus der Ukraine in Deutschland (IAB-
BiB/FReDA-BAMF-SOEP-Befragung)“ mit mehreren 
Befragungswellen. In der Studie werden ukrainische 
Geflüchtete im Alter von 18 bis 70 Jahren befragt, 
die seit Kriegsbeginn aus der Ukraine nach Deutsch-
land gekommen und hier gemeldet waren (Brücker 
et al. 2023a, 2023b). Die geflohene Bevölkerung ist 
überwiegend weiblich und überwiegend jung oder 
minderjährig: Rund 80 Prozent der erwachsenen 
Geflüchteten sind Frauen, ein Großteil von ihnen ist 
ohne Partner nach Deutschland gekommen, etwa 
die Hälfte mit minderjährigen Kindern. Sowohl im 
Vergleich zur Gesamtbevölkerung in Deutschland als 
auch gegenüber der Gesamtbevölkerung in der Ukraine 
verfügen die Schutzberechtigten über eine hohe 
Bildung: 72 Prozent haben einen Hochschulabschluss.

Nach den Ergebnissen der zweiten Befragungs-
welle der IAB-BiB/FReDA-BAMF-SOEP-Studie vom Früh-
jahr 2023 lebten etwa drei Viertel der vorübergehend 
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15

Schutzberechtigten in Privatunterkünften, ein ähnlich 
großer Anteil hatte bereits an einem Sprachkurs13 
teilgenommen. Allerdings war die Arbeitsmarktbetei-
ligung unter den 18- bis 64-Jährigen noch vergleichs-
weise gering: Zu Beginn des Jahres 2023 gingen nur 
rund 18 Prozent einer Erwerbstätigkeit nach; ein Groß-
teil der Erwerbslosen beabsichtigte jedoch, zeitnah 
eine Beschäftigung aufnehmen. Etwa die Hälfte der 
Befragten planten zu einem früheren oder späteren 
Zeitpunkt eine vollständige Rückkehr in die Ukraine, 
während bereits drei von zehn definitiv vorhatten, 
auf Dauer in Deutschland zu bleiben. Im Zeitvergleich 
kann eine leichte Verstärkung der Bleibetendenz ab-
gelesen werden (Abb. 2). 

Die Befunde zu den Bleibeabsichten decken sich 
in etwa mit den Ergebnissen anderer Befragungen,  
z. B. der des ifo-Instituts (Adema et al. 2023: 30). Da-
bei wird deutlich, dass insbesondere der familiären 
Situation eine wichtige Rolle für die Bleibeabsichten 
zukommt: Vorübergehend Schutzberechtigte, deren 
Partner oder Partnerin in der Ukraine oder einem 
anderen Land lebt, haben eine deutlich geringere 
Wahrscheinlichkeit als Alleinstehende, einen dauer-
haften Bleibewunsch zu formulieren. Auch der schon 
erreichte Stand der Integration wirkt sich insofern aus, 
als nicht Erwerbstätige seltener einen Bleibewunsch  
äußern als Beschäftigte oder Menschen in einer  
Ausbildung.

13 Der Großteil davon waren Integrationskurse (87 %), gefolgt von anderen Sprachkursen (12 %), Erstorientierungskursen (8 %),  
Berufssprachkursen (3 %) sowie „Migrantinnen einfach stark im Alltag“-Kursen (1 %); Mehrfachnennungen waren möglich (Brücker 
et al. 2023b: 385–386).

Abb. 2 Bleibeabsichten der nach Deutschland geflüchteten ukrainischen Staatsangehörigen

Quelle: IAB-BiB/FReDA-BAMF-SOEP-Befragung „Geflüchtete aus der Ukraine in Deutschland“ (Brücker et al. 2023b); Darstellung: 
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14 Vgl. die regelmäßig veröffentlichte Statistik der Kultusministerkonferenz „Geflüchtete Kinder/Jugendliche aus der Ukraine an  
deutschen Schulen“ (https://www.kmk.org/dokumentation-statistik/statistik/schulstatistik/gefluechtete-kinderjugendliche- 
aus-der-ukraine.html, 28.11.2023).

15 Als einziges Bundesland räumt Sachsen seinen ukrainischen Schülerinnen und Schülern der Klassenstufen 9, 10 und 11 die Mög-
lichkeit ein, ihren ukrainischen Schulabschluss zu erlangen. Wenn sie an den ukrainischen Online-Schulangeboten teilnehmen, 
bleiben sie zwar ihrer sächsischen Schule zugeordnet, nehmen jedoch nicht am regulären Unterricht dieser Schule teil (https://
www.ukrainehilfe.sachsen.de/kinder-und-schule-7892.html?_cp=%7B%22accordion-content-8102%22%3A%7B%220%22%3A-
true%2C%223%22%3Atrue%7D%2C%22previousOpen%22%3A%7B%22group%22%3A%22accordion-content-8102%22%2-
C%22idx%22%3A3%7D%7D , 28.11.2023)
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Vor dem Hintergrund des hohen Bildungsniveaus der 
ukrainischen Vertriebenen sowie des anhaltenden 
Fach- und Arbeitskräftemangels und der wohlfahrts-
staatlichen Leistungen für die Aufgenommenen ist 
die im europäischen Vergleich relativ geringe Be-
schäftigungsquote vermehrt Gegenstand von Dis-
kussionen (vgl. z. B. Thränhardt 2023a). Dabei wird 
eine Reihe von Gründen dafür ausgemacht, dass 
bislang lediglich rund ein Fünftel der erwachsenen 
Erwerbsfähigen einen Job hat. Neben bürokratischen 
Hürden und Schwierigkeiten bei der beruflichen An-
erkennung wird auch auf noch nicht abgeschlossene 
Integrationskurse verwiesen. Ein ebenfalls nicht zu 
unterschätzendes Hindernis sind die unzureichenden 
Betreuungsmöglichkeiten in Kitas, die es insbesondere 
de facto alleinerziehenden Frauen erschweren, ar-
beiten zu gehen (vgl. Hauptmann/Keita/Konle-Seidl 
2022: 5; Boll et al. 2023: 30–49); entsprechend sinkt 
die Erwerbstätigenquote von Frauen statistisch, wenn 
Kinder, insbesondere Kleinkinder, im Haushalt leben 
(Kosyakova et al. 2023: 4). 

Auch bei der schulischen Integration ergeben 
sich Herausforderungen: Nicht zuletzt aufgrund des 
sich immer stärker abzeichnenden Lehrkräfteman-
gels besteht ein Mangel an Schulplätzen bzw. ein 
zu geringer Schlüssel. So wurden im März 2023 be-
reits über 200.000 ukrainische Kinder und Jugend-
liche an den allgemein- oder berufsbildenden Ein-
richtungen beschult; seitdem hat sich die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler aus der Ukraine auf die-
sem Niveau eingependelt, mit weiterhin leicht stei-
gender Tendenz.14 Jeder vierte Jugendliche an einer 
weiterführenden Schule und jedes sechste Grund-
schulkind nimmt jedoch sowohl die deutschen als 
auch die (digitalen) ukrainischen Bildungsangebote 

wahr: Vormittags in Präsenz an der deutschen Schule  
schalten sie sich nachmittags dem ukrainischen  
Online-Unterricht zu (Brücker et al. 2023b) – eine 
Konstellation, die von Schülerinnen und Schülern 
wie Eltern als sehr anspruchsvoll und belastend er-
lebt wird (Boll et al. 2023: 55). Gleichwohl bietet die 
Teilnahme am ukrainischen Curriculum einen Weg, 
die Bindung der Kinder und Jugendlichen an ihre  
Heimat aufrechtzuerhalten – ein wertvoller Aspekt, 
wenn es um die Bewahrung der Rückkehrbereitschaft 
von Familien in die Ukraine geht.15 

Trotz aller Herausforderungen schreitet die Integ-
ration in vielen Bereichen fort. Auch die Erwartungen 
an die zukünftige Arbeitsmarktbeteiligung sind ten-
denziell positiv: In den ersten elf Monaten nach der 
Ankunft in Deutschland schwankte die durchschnittli-
che Erwerbstätigenquote der ukrainischen Schutzbe-
rechtigten in Deutschland zwischen 15 und 19 Prozent; 
ab einer Aufenthaltsdauer von zwölf Monaten steigt 
sie auf 28 Prozent (Kosyakova et al. 2023: 2).

Stay or Go? Transnationale Mobilitätsräume  
ermöglichen
Aus Sicht vieler Flüchtlinge wie der Aufnahmestaaten 
ist eine rasche Integration in den Arbeitsmarkt wün-
schenswert. Vor dem Hintergrund demografischer  
Studien zur ukrainischen Bevölkerungsentwicklung, 
die primär von unidirektionalen Migrationsbewe-
gungen und entsprechenden dauerhaften Nieder-
lassungen ausgehen, birgt sie allerdings ein erheb-
liches Risiko: Ein weiterer Bevölkerungsrückgang ist 
demnach für die nächsten Jahrzehnte vorgezeichnet 
– selbst dann, wenn sich die Ukraine nach einem bal-
digen Kriegsende schnell erholen und entwickeln, der 
größte Teil der Flüchtlinge zurückkehren und die Ukraine 
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zu einem Land mit Netto-Zuzug würde (Ueffing et al. 
2023). Ein höchst unrealistisches Szenario im Übri-
gen: Vor dem Hintergrund des massiven Lohngefälles 
zwischen der Ukraine und europäischen Zielstaaten 
(Schulze 2023: 16), das bereits vor Ausbruch des Krie-
ges für erhebliche Migrationsbewegungen sorgte, 
halten es konventionelle ökonomische Analysen für 
unwahrscheinlich, dass viele Flüchtlinge zurückkeh-
ren, selbst wenn die Sicherheit im Land wiederherge-
stellt ist; eher gehen sie davon aus, dass es zu erheb-
lichen Nachzugseffekten kommt (Dadush/Weil 2022).

Um die Situation der Ukraine nicht weiter zu 
verschärfen und den Bedürfnissen der Betroffenen 
Rechnung zu tragen, sind transnationale Lösungen 
wie zirkuläre Mobilität oder Remote Work als Optio-
nen verstärkt in den Blick zu nehmen (ICMPD 2023a: 
30). Das Beispiel der ukrainischen Migrantinnen und 
Migranten vor Ausbruch des Krieges bietet wertvol-
les Anschauungsmaterial. So war die Ukraine bereits 
vor der russischen Invasion der größte Empfänger von 
Rücküberweisungen (Finanztransfers von Ukrainerin-
nen und Ukrainern im Ausland an Familie und Freun-
de) in ganz Europa und Zentralasien, mit Zuflüssen 
von mehr als 14 Mrd. US-Dollar im Jahr 2021 (Ade-
ma et al. 2023). Die engsten Mobilitätsbeziehungen 
bestehen mit dem benachbarten Polen; hier kam es 
insbesondere nach der russischen Aggression 2014 
zum Aufbau einer großen ukrainischen Community 
von über 1,5 Millionen Personen durch verschiede-
ne Formen der Erwerbsmigration, teils zirkulär, teils  
saisonal (Duszczyk/Kaczmarczyk 2022).

Mobilität gehört zudem bereits zum Alltag zwi-
schen der EU und der Ukraine: So zeichnete sich ein 
Jahr nach der Massenflucht das Migrationsgeschehen 
zwischen der Ukraine und der EU durch starke Mobili-
tät und Nutzung der Möglichkeiten der Freizügigkeit 
aus (ECRE 2023). Dank der 90-Tage-Visumsfreiheit 
konnten die Schutzsuchenden ihr Zielland innerhalb 
der EU frei wählen und sich weitestgehend frei bewe-
gen. Zudem zeigen Grenzübertrittszahlen, dass viele 

zumindest zeitweise in aktuell sichere Gebiete der 
Ukraine zurückkehrten. Bis Januar 2023 schätzte die 
IOM auf Basis ihrer Bevölkerungsbefragungen in der 
Ukraine, dass bereits mehr als 5,5 Millionen vertrie-
bene Ukrainerinnen und Ukrainer temporär oder dau-
erhaft in ihre Heimat zurückgekehrt sind, 80 Prozent 
aus anderen Orten innerhalb der Ukraine (Binnenver-
triebene) und rund 20 Prozent aus dem Ausland (IOM 
2023). Von einer Fortführung solcher zirkulären und 
flexibleren Mobilität zwischen der Ukraine und der 
EU im Falle eines zeitnahen Friedens könnten beide 
Seiten profitieren. Zudem würden solche Maßnah-
men zur weiteren Annäherung der Ukraine an die EU 
beitragen. Für eine flexible statt restriktive Migrati-
onsregelung spricht zudem, dass eine zwangsweise 
Rückkehr in ein Land, aus dem die visafreie Wieder-
einreise in die EU möglich ist, kaum nachhaltig zu  
bewerkstelligen ist (Angenendt et al. 2022: 8).

Rückkehrförderung 2.0?
Für den Fall der möglichen Rückkehr sollten auch die 
bestehenden Ansätze der Rückkehrunterstützung 
überdacht, anders konzipiert und vermutlich neu zu-
geschnitten werden. Für Ukrainerinnen und Ukrainer, 
die mittels visumfreier Einreise immer wieder nach 
Deutschland und in die anderen EU-Staaten kom-
men können und die über eine Perspektive des EU-
Beitritts mit kompletter Freizügigkeit verfügen, sind 
die derzeit praktizierten Ansätze zur Unterstützung 
der freiwilligen Ausreise (Rückkehrprämien oder Reise-
beihilfen) und zur Reintegration, die sich primär an 
Ausreisepflichtige wenden, vermutlich wenig brauch-
bar. Vielmehr wäre Rückkehrförderung mit Wieder-
aufbauunterstützung eng zu verknüpfen, etwa durch 
spezielle Kredite oder transnationale Arrangements 
der Wirtschafts- und Handelsförderung, Wiederauf-
baustipendien oder transnationale Projekte zum Wis-
sens- und Arbeitskräfteaustausch, nicht zuletzt im 
Rahmen von Hochschulkooperationen. 
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16 Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on establishing the Ukraine Facility of 20 June 2023, 
COM(2023) 338 final; vgl. auch Europäische Kommission 2023.

Bei der Entwicklung, Ausrichtung und Ausstattung 
entsprechender Förderprogramme sollte die deut-
sche bzw. europäische Politik eng mit der ukraini-
schen Regierung zusammenarbeiten. Bereits drei 
Monate nach Kriegsausbruch etablierte Präsident 
Wolodymyr Selenskyj einen National Council for the 
Recovery of Ukraine from the Consequences of the 
War. In 24 Arbeitsgruppen wird seitdem an einem 
Maßnahmenplan für den Wiederaufbau und die Ent-
wicklung der Ukraine nach dem Krieg gearbeitet, u. a. 
zur strategischen Förderung der Rückkehr der Vertrie-
benen. In kurz-, mittel- und langfristig angelegten 
Prozessschritten unter Berücksichtigung benötigter 
rechtlicher Änderungen innerhalb der nächsten zehn 
Jahre werden darin primär drei Ziele verfolgt: 
    Schaffung attraktiver sozioökonomischer und infra-
struktureller Bedingungen für die Rückkehr und den 
Aufenthalt ukrainischer Bürgerinnen und Bürger in 
der Ukraine;

    Entwicklung einer neuen Partnerschaft zwischen 
der Ukraine und der EU im Hinblick auf die Rück-
kehr der ukrainischen Bürgerinnen und Bürger in 
die Ukraine;

    Kohärenz bei der Gestaltung und Umsetzung der 
Reintegrationspolitik durch sektorübergreifende 
Zusammenarbeit zwischen Regierung und lokalen 
Behörden (The National Council for the Recovery of 
Ukraine from the Consequences of the War 2022).

Die strategische Rückkehrpolitik des Nationalen 
Rates für den Wiederaufbau ist auch in den sog. 
Ukraine-Plan der ukrainischen Regierung für die 
Umsetzung des geplanten Wiederaufbau-Finanzie-
rungsinstruments der Europäischen Union (Ukraine 
Facility)16 eingeflossen, in dem es nicht zuletzt um die 
Sicherung von Humankapital für den Wiederaufbau 
geht (Ministry of Economy of Ukraine 2023).

        Integration in Deutschland und Perspektiven für Mobilität und Rückkehr 
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3 Zukunft des Aufenthalts von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine

Auch wenn eine zeitnahe Rückkehr in die Ukraine aus 
Sicht des Landes und vieler Flüchtlinge wünschens-
wert ist, erfordert es die aktuelle Realität des Krie-
ges, dass die Europäische Union wie auch Deutsch-
land Strategien für einen möglicherweise notwendig 
werdenden weiteren Verbleib der ukrainischen Flücht-
linge entwickeln. Die aufenthaltsrechtlichen Optionen 
für solche Strategien stehen im Zentrum der folgenden 
Überlegungen.

3.1 Regelungsmöglichkeiten auf EU-Ebene

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass eine 
über 20 Jahre im Dämmerzustand ruhende EU-Richt-
linie ausgerechnet in dem Moment aktiviert – und in 
den Augen der meisten Regierungen in Europa auch 
erfolgreich angewandt – wurde, in dem sie eigentlich 
durch den unionsrechtlichen Gesetzgeber abgeschafft 
werden sollte. So hatte die Europäische Kommission 
im Rahmen des neuen Migrations- und Asylpakets 
vom 23. September 2020 (COM[2020] 609 final; vgl. 
dazu Lesser/Nienhoff/Schmidt 2021, Brouwer et al. 
2021; umfassend Thym/Odysseus Academic Network 
2022) die Aufhebung der Temporary Protection Direc-
tive vorgesehen. Die Tatsache, dass die Verhandlun-
gen des umfassenden Gesetzespakets so viel Zeit in 
Anspruch nahmen, erlaubte dann doch noch die An-
wendung der Richtlinie nach dem russischen Angriff 
auf die Ukraine (s. Kap. 1.1). 

Nach rund 18 Monaten Laufzeit beschloss der Rat 
im Oktober 2023 im Vorgriff auf das Auslaufen am  
4. März 2024 die Verlängerung des vorübergehenden 

Schutzes für Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine um ein 
weiteres – vorläufig letztes – Jahr. Für die Zeit danach 
kann die Temporary Protection Directive in ihrer ge-
genwärtigen Form nicht mehr als Rechtsgrundlage für 
den fortgesetzten Aufenthalt der ukrainischen Flücht-
linge dienen. Gleichwohl versicherte der spanische 
Innenminister Fernando Grande-Marlaska Gómez im 
Namen des Ratsvorsitzes, die EU werde „die ukraini-
sche Bevölkerung so lange wie nötig unterstützen. 
Die Verlängerung des Schutzstatus bedeutet Gewiss-
heit für die mehr als 4 Millionen Flüchtlinge, die in 
der EU einen sicheren Zufluchtsort gefunden haben“ 
(Europäischer Rat 2023). Es stellt sich also die Frage, 
welche Schritte ergriffen werden könnten, um die-
sem Versprechen auch für die Zeit nach dem 4. März 
2025 effektiv nachzukommen. Im Folgenden werden 
einige Optionen der verbindlichen Rechtsetzung für 
eine „gemeinsame Politik“ im Sinne der Artikel 77–80 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union aufgezeigt.17

Allerdings ist Skepsis hinsichtlich der zeitlichen 
Umsetzbarkeit angebracht, denn die gesetzgeben-
den europäischen Institutionen stehen kurz vor dem 
Abschluss ihrer Arbeitsperioden und entsprechenden 
Neuformierungen: Anfang Juni 2024 finden die Wah-
len zum Europäischen Parlament statt; unmittelbar 
darauf muss der Europäische Rat dem neu gewählten 
Parlament einen Vorschlag für das Kommissionsprä-
sidentenamt machen. Die neue EU-Kommission kann 
ihre Arbeit also frühestens im Herbst 2024 beginnen.18  
Es ist fraglich, ob dann neu eingeleitete Gesetzge-
bungsverfahren bereits im März 2025 abgeschlossen 
sein können. Insofern sollten Rat, Kommission und 
Parlament die laufende Legislaturperiode nutzen – 
auch wenn hier wenig Zeit für Lösungen bleibt, für 

17 Unabhängig davon bestehen natürlich durchaus Möglichkeiten, im Rahmen von Sitzungen oder Sondergipfeln des Rates der Europä-
ischen Union oder des Europäischen Rates Beschlüsse oder (nicht rechtsverbindliche) Absprachen für ein gemeinsames Vorgehen zu 
erzielen, die dann jeweils in den Mitgliedstaaten umgesetzt werden und allenfalls der Kontrolle der dortigen Judikative unterliegen 
(s. dazu Kap. 3.2). Auf solche ‚europäischen Lösungen‘ wird hier jedoch nicht eingegangen.

18 Für die ersten Jahre der neuen Legislaturperiode wäre überdies wohl eher mit einer stärkeren Renationalisierung und Restriktion 
der gemeinsamen Asylpolitik zu rechnen, da ab Mitte 2024 Ungarn, Polen und Dänemark nacheinander die EU-Ratspräsidentschaft 
übernehmen (Angenendt et al. 2023a: 7).
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die noch gar keine konsolidierten Vorschläge der 
Kommission auf dem Tisch liegen.19 Nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der begrenzten zeitlichen Spielräu-
me für ein vollständiges Gesetzgebungsverfahren ist 
die Frage zu prüfen, ob eine weitere Anschlusslösung 
auch durch Ratsbeschluss gefunden werden könnte.

3.1.1 Aufnahme ins GEAS-Verhandlungspaket?
Im Migrations- und Asylpaket von 2020 sollte das 
Konzept des vorübergehenden Schutzes mittels einer 
neuen Krisenverordnung durch das schlankere Kon-
zept des unmittelbaren Schutzes (immediate protec-
tion) abgelöst werden. Über dessen Anwendungsfall 
hätte nicht der Rat, sondern allein die Kommission 
befinden sollen. Anders als der vorübergehende 
Schutztitel (angelegt auf bis zu drei Jahre) war der 
unmittelbare Schutz eher zur Überbrückung von Krisen- 
und Überlastungssituationen bei massenweisen irre-
gulären Einreisen oder Seenotrettungen konzipiert: 
Vertriebene aus Drittstaaten, in denen bewaffnete 
Konflikte herrschen, sollten in eine maximal einjähri-
ge ‚Warteschleife‘ als „unmittelbar Schutzberechtigte“ 
gehen und in dieser Zeit wie subsidiär Schutzberech-
tigte behandelt werden, bevor dann ein reguläres 
Asylverfahren aufzunehmen wäre.20 Dieser unmit-
telbare Schutz hätte in einigen Bereichen die Rechte 
der Betroffenen gestärkt (so etwa hinsichtlich ihrer 

Sozial- und Gesundheitsversorgung), wäre aber hin-
sichtlich der Laufzeit (und damit eines zentralen Kri-
teriums) ein Rückschritt gegenüber der Richtlinie zum 
vorübergehenden Schutz gewesen. Ohne Verlänge-
rungsoption wären die unmittelbar Schutzberechtig-
ten gezwungen gewesen, innerhalb des ersten Jahres 
die Voraussetzungen für einen anderen Aufenthalts-
titel zu erfüllen – oder doch einen Asylantrag zu stellen 
(ausführlich Ineli-Ciger 2022). Die kürzere Laufzeit 
des Schutzes hätte jedoch auch den Vorteil mit sich 
bringen können, dass es (bei klarer Kommunikation 
und Erwartungshaltung sowie Bemühungen bei Be-
hörden und Betroffenen) möglicherweise schneller zu 
einer Statusklärung gekommen und eine mehrjährige 
‚Limbo‘-Situation vermieden worden wäre.

Die Krisenverordnung gehörte zu den zwischen 
den Mitgliedstaaten bzw. zwischen Rat und Parla-
ment besonders strittigen Rechtsakten, nicht zuletzt 
weil sie Elemente des u. a. von der Bundesregierung 
blockierten Vorschlags für eine Instrumentalisierungs-
verordnung21 enthielt. Nachdem die kurzfristige und 
erstmalige Anwendung der Temporary Protection 
Directive weithin als Erfolg wahrgenommen wurde, 
war ihre Abschaffung einstweilen vom Tisch; ent-
sprechende Passagen wurden in der konsolidierten 
gemeinsamen Ratsversion der Krisenverordnung ge-
strichen.22

19 Dass der europäische Gesetzgebungsprozess in Krisenzeiten bzw. unter entsprechendem Druck sehr schnell sein kann, 
haben nicht nur zahlreiche legislative Verfahren im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie gezeigt: Auch im Kontext der 
Ukraine-Flüchtlingskrise änderten die EU-Institutionen innerhalb von nur vier Wochen (vom Vorschlag der Kommission bis zur  
Unterzeichnung durch die Präsidenten von Rat und Parlament) in einem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die Verordnung 
über den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, um ansonsten gesperrte Finanzmittel zur Bewältigung des Massenzustroms 
nutzen zu können (vgl. Verfahren 2022/0077/COD zur Verabschiedung einer Verordnung [EU] 2022/585 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 6. April 2022 zur Änderung der Verordnungen [EU] Nr. 514/2014 zur Festlegung allgemeiner Bestim-
mungen für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds und das Instrument für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen 
Zusammenarbeit, der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenmanagements, [EU] Nr. 516/2014 zur 
Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds und [EU] 2021/1147 zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integ-
rationsfonds; ABl. L 112, 11.04.2022, S. 1–5; Verfahren 2022/0077/COD).

20 Vgl. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Bewältigung von Krisensituationen und Situationen 
höherer Gewalt im Bereich Migration und Asyl, COM(2020) 613 final, vom 23. September 2020, Erwägungsgründe 23 bis 27 sowie 
Art. 10.

21 Vgl. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Bewältigung von Situationen der Instrumen-
talisierung im Bereich Migration und Asyl, COM(2021) 890 final, vom 14. Dezember 2021. In Reaktion auf die im Herbst 2021 
von der weißrussischen Regierung organisierten Schleusungen von Schutzsuchenden in die EU sollte aus Sicht der Kommission 
sowie einiger Mitgliedstaaten für zukünftige Situationen solcher Instrumentalisierung ein Notverfahren für das Asyl-, Grenz- und 
Rückkehrmanagement normiert werden. Der Verordnungsvorschlag wurde aufgrund der Widerstände Deutschlands und anderer 
Mitgliedstaaten jedoch nicht weiterverfolgt.

22 Vgl. Mandat des Europäischen Rates für Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament, Ratsdok. 13800/23 vom 4. Oktober 
2023; Verfahren 2020/0277(COD).
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Derzeit laufen die Trilog-Verhandlungen, um vor Ab-
lauf der Legislaturperiode einen Kompromiss zu sämt-
lichen noch nicht konsentierten Rechtsakten des GEAS 
zu finden (Angenendt et al. 2023a). Zwar ist die Krisen- 
verordnung klar auf akute Managementprozesse bei 
rapide erhöhtem Fluchtaufkommen bzw. irregulärer 
Migration an den Außengrenzen (bei Krisen und in 
Situationen höherer Gewalt) gerichtet. Gleichwohl 
könnte das Europäische Parlament mit Blick auf die 
ungelöste Frage des Umgangs mit den vorüberge-
hend Schutzberechtigten (und die in menschenrecht-
licher Hinsicht hoch umstrittenen Inhalte der Krisen-
verordnung) auf die Idee kommen, die temporäre 
Schutzoption im Endspurt der Verhandlungen mit 
dem Rat wieder auf die Tagesordnung zu setzen – und  
dabei auch eine Anschlusslösung für die bislang nach 
RL 2001/55/EU Geschützten einzufordern. 

3.1.2 Neufassung der Richtlinie zum  
Daueraufenthalt-EU als Alternative?
Aus der Perspektive des Europäischen Parlaments 
könnte es vielversprechend sein, im Rahmen paral-
leler Gesetzgebungsverfahren im Bereich der lega-
len Migration auf günstige Anschlusslösungen für 
die aufgenommenen Ukrainerinnen und Ukrainer zu 
pochen. Konkret könnte die derzeit in der Diskussion 
befindliche Neufassung der Richtlinie zur Rechtsstel-
lung langfristig aufenthaltsberechtigter Drittstaats- 
angehöriger für zahlreiche ukrainische Geflüchtete zu 
einem „Rettungsanker“ im EU-Recht werden (Ineli- 
Ciger 2023a; vgl. auch Angenendt et al. 2022: 7, Car-
rera et al. 2023: 40). Das Migrations- und Asylpaket 
hatte nämlich parallel zur GEAS-Reform auch einen 
Folgeprozess angestoßen: Mit ihm sollten die wich-
tigsten Mängel der Unionspolitik im Bereich der lega-
len Migration behoben werden, um zum übergeord-
neten Ziel beizutragen, qualifizierte und talentierte 
Arbeitskräfte anzuwerben. Dazu sollen sowohl die 

sog. Single-Permit-Richtlinie 23 als auch die Richtlinie 
zum Daueraufenthalt für Drittstaatsangehörige geän-
dert werden.

Die derzeit geltende EU-Daueraufenthaltsrichtlinie 
2003/109/EG24 sieht vor, dass Drittstaatsangehörige 
nach fünf Jahren ununterbrochenem rechtmäßigem 
Aufenthalt den Status von langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten erhalten können. Voraussetzungen sind 
ein stabiles und regelmäßiges Einkommen, der Nach-
weis einer Krankenversicherung sowie – falls in den 
Mitgliedstaaten vorgesehen – die Erfüllung dortiger 
Integrationsmaßnahmen. Im Gegenzug erhalten die 
Statusinhaberinnen und -inhaber weitgehende Rech-
te: Neben einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis 
sind sie den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten in 
fast allen Bereichen gleichgestellt, nicht zuletzt beim 
Arbeitsmarktzugang, beim Zugang zur allgemeinen 
und beruflichen Bildung sowie der Anerkennung be-
ruflicher Zertifikate sowie den sozialstaatlichen und 
steuerlichen Regelungen. In der Richtlinie blieben – 
entgegen der ursprünglichen Absicht – international 
Schutzberechtigte zunächst unberücksichtigt; erst 
seit der Verabschiedung einer Änderungsrichtlinie im 
Mai 2011 steht der EU-Daueraufenthaltsstatus auch 
Personen mit Flüchtlingsanerkennung und subsidiär  
Schutzberechtigten offen (Thym/Hailbronner 2022, 
Part C 9: 545–546, 556). Vorübergehend Schutzberech-
tigte nach der Temporary Protection Directive bleiben 
bislang jedoch ausgeschlossen; selbst wenn sie 
zwischenzeitlich in einen anderen Aufenthaltstitel 
(z. B. zu Erwerbszwecken) wechseln, werden diese 
Zeiten nicht angerechnet.

Der im April 2022 vorgelegte Vorschlag der Kom-
mission für eine Neufassung der Richtlinie soll nun 
deutlich mobilitätsfördernd wirken, indem er es Dritt-
staatsangehörigen ermöglicht, Aufenthaltszeiten in 
verschiedenen Mitgliedstaaten zu kumulieren. Sie 
müssen zwar weiterhin in der Summe einen fünfjäh-

23 Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur 
Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu 
arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat 
aufhalten, ABl. L 343, 23.12.2011, S. 1–9

24 Richtlinie des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsan-
gehörigen, ABl. L 16, 23.01.2003, S. 44–53, geändert durch die Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die 
internationalen Schutz genießen, ABl. L 132, 19.05.2011, S. 1–4. 
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rigen Voraufenthalt in der EU insgesamt nachweisen, 
sich aber lediglich mindestens zwei Jahre rechtmäßig 
und ununterbrochen in dem Mitgliedstaat aufgehal-
ten haben, in dem sie den Aufenthaltstitel beantra-
gen. Die zweite zentrale Neuerung besteht darin, 
dass bei der Errechnung der Voraufenthaltszeit keine 
Eigenschaft oder Rechtsstellung, die momentan noch 
vom Anwendungsbereich der Richtlinie ausgeschlos-
sen ist, mehr hinderlich sein soll. Dazu gehören ur-
sprünglich temporäre Aufenthalte zu Studium oder 
Berufsausbildung, aber auch der vorübergehende 
Schutz.25 Doch eine Verabschiedung dieser Regelung 
würde den ukrainischen Flüchtlingen allenfalls mit-
telbar zum Vorteil gereichen, da sie absehbar im Jahr 
2025 noch keinen fünfjährigen Voraufenthalt vorwei-
sen können. 

Einen kühnen Schritt in Richtung auf eine direkte 
Anwendbarkeit auf die Situation der jetzt noch tem-
porär Schutzberechtigten hat im April 2023 der Be-
richterstatter im Ausschuss für bürgerliche Freihei-
ten, Justiz und Inneres des Europäischen Parlaments 
unternommen. Gemäß den Änderungsanträgen soll 
die Voraufenthaltszeit von fünf auf drei Jahre redu-
ziert werden: Ukrainische Kriegsflüchtlinge mit vo-
rübergehendem Schutz, die sich bereits seit Ende 
Februar 2022 in der EU aufhalten (und die sonstigen 
Voraussetzungen erfüllen), sollten nach Ansicht des 
Ausschusses im Idealfall also pünktlich zum 4. März 
2025 „in dem Mitgliedstaat, der ihnen einen solchen 
Schutz gewährt hat, zu denselben Bedingungen wie 
andere Drittstaatsangehörige ein langfristiges Auf-
enthaltsrecht in der EU erlangen dürfen“.26

Allerdings stehen die Chancen auf eine Verab-
schiedung der Neufassung der Richtlinie derzeit eher 

schlecht: Bisher hat weder eine Lesung im Plenum 
des Parlaments stattgefunden, noch hat sich der 
Rat (aufgrund langanhaltender Blockaden einzelner 
Mitgliedstaaten) in Richtung auf eine gemeinsame 
Position für Verhandlungen mit dem Europäischen 
Parlament bewegt. Einzig eine politische Einigung im 
Rat als „allgemeine Ausrichtung“ (general approach) 
könnte noch eine Beschlussfassung im beschleunig-
ten Verfahren ermöglichen.

3.1.3 Noch mal ein Jahr? Änderung der Richtlinie zum 
vorübergehenden Schutz
Die Frage, wie lange „vorübergehend“ ist (Koser/
Black 1999: 527), beantwortet die Aufnahmepraxis 
gegenüber Kriegs- und Krisenflüchtlingen weltweit 
höchst unterschiedlich: So mündeten gerade auf 
dem afrikanischen Kontinent als kurzfristig vorgese-
hene Aufnahmen von Flüchtlingen in Lagern oftmals 
in einem jahrelangen Aufenthalt in sog. Protracted 
Refugee Situations – ohne Aussicht auf Integration 
oder nachhaltige Rückkehr, wie etwa in Kenia (vgl. 
z. B. Crisp 2003; Lindley 2011). In den Diskussionen 
zur Erarbeitung der Temporary Protection Directive 
auf europäischer Ebene zeigten sich ebenfalls un-
terschiedliche Wahrnehmungen bezüglich der Dau-
er des vorübergehenden Schutzes: Die Europäische 
Kommission hatte in ihrem ursprünglichen Vorschlag 
eine Maximaldauer von fünf Jahren vorgesehen, die-
se dann allerdings auf zwei Jahre reduziert; die Mit-
gliedstaaten favorisierten durchweg kürzere Laufzei-
ten,27 sodass sich in der verabschiedeten Richtlinie 
ein Kompromissvorschlag des Ratsvorsitzes wieder-
fand (zwei Jahre plus ein Jahr; vgl. Skordas in Thym/
Hailbronner 2022, Part D 19: 1193).28 Letztlich spricht 

25 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen (Neufassung) vom 27. April 2022, COM(2022) 650 final, s. Erwägungsgrund 10 sowie Art. 3 Abs. 2b 
Verfahren 2022/0134/COD.

26 Vgl. Europäisches Parlament, Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, Bericht A9-0145/2023 über den Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen (Neufassung) vom 13. April 2023, Änderungsanträge 2, 7, 49. Die EP-Ausschüsse sahen weitere Maßnahmen 
vor, um möglichst viele der derzeit vorübergehend Schutzberechtigten in den Anwendungsbereich der Richtlinie zu bringen, etwa 
durch eine großzügigere Handhabung des Kriteriums der „ausreichenden Einkünfte“, die Möglichkeit von Lücken zwischen Beschäf-
tigungsverhältnissen oder die Unbeachtlichkeit bestimmter Arten von Sozialhilfe im Einzelfall, vgl. etwa Änderungsantrag 10.

27 Vgl. auch den maximal sechsmonatigen Aufenthalt im Falle des „vorübergehenden Aufenthalts“ gemäß § 25 Abs. 4 AufenthG im 
deutschen Recht (s. Kap. 3.2.3).

28 Die Perspektive des deutschen Flüchtlingssozialrechts geht dagegen unmittelbar von einem nicht nur vorübergehenden, sondern 
von einem gewöhnlichen Aufenthalt der ukrainischen Kriegsflüchtlinge aus – manifestiert in dem bereits kurz nach Beginn der 
Aufnahme vollzogenen Rechtskreiswechsel ( Janda 2023; Schork/Loschert/Kolb 2022: 26–29).
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vor allem die Tatsache, dass die Richtlinie kurzfristig 
eine Überlastung der Asylsysteme verhindern soll-
te, dafür, nach drei Jahren des temporären Schutzes 
im Bedarfsfall zu einer Lösung mit einer dauerhaf-
ten Aufenthaltsperspektive überzugehen bzw. die-
se einzuleiten (vgl. auch Meijers Committee 2023). 
Ansonsten stünde der berechtigte Vorwurf im Raum, 
die Mitgliedstaaten der EU folgten einer Strategie der 
Verzögerung und Verschleppung (Küçük 2023: 20). 
Zudem stünde jene Überlastung der Asylsysteme im 
Jahr 2025 zu befürchten, die man in 2022 verhindern 
wollte.

Allerdings sind die zeitlichen Möglichkeiten un-
ter Umständen zu beschränkt und die Interessen der 
Mitgliedstaaten zu divergent, um mehrheitsfähige 
Vorschläge zu den oben skizzierten, ‚anspruchsvollen‘ 
Optionen zu erarbeiten (vgl. 3.1.1 und 3.1.2). Daher 

könnte ein nochmaliges Verlängern des temporären 
Schutzes im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
als Minimalkonsens unter den Mitgliedstaaten bzw. 
mit dem Europäischen Parlament eine pragmatische 
Lösung darstellen. Damit würde ein weiteres Jahr 
(wahlweise auch zwei oder mehr Jahre; s. Info-Box 2) 
‚gewonnen‘ und der neue europäische Gesetzgeber 
könnte sich in der Legislaturperiode 2024–2029 mit 
nachhaltigen Lösungen befassen. Primär ginge es 
um eine Änderung von Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 
2001/55/EG, die es Kommission und Rat ermöglicht, 
den vorübergehenden Schutz nochmals zu verlängern.

Erneute Verlängerung durch einfachen Ratsbeschluss 
mit qualifizierter Mehrheit?
Eine ‚exekutivlastige‘ Verlängerung des vorüberge-
henden Schutzes um ein weiteres Jahr bis maximal 

Info-Box 2 Aufenthaltserlaubnis zum Wiederaufbau?

Im Juni 2022 berief der EU-Kommissar für Be-
schäftigung und soziale Rechte Nicolas Schmit 
einen „Sonderberater Ukraine“ mit dem Ziel, 
die Bemühungen der Europäischen Kommission 
zur Förderung der sozialen Integration von uk- 
rainischen Flüchtlingen in den Bereichen Arbeit, 
Wohnen, Bildung und Gesundheitsversorgung in 
den EU-Mitgliedstaaten zu unterstützen und zu 
koordinieren. Im Mai 2023 legte Sonderberater 
Lodewijk Asscher, der zuvor stellvertretender Mi-
nisterpräsident sowie Arbeits- und Sozialminister 
in den Niederlanden war, nach Ablauf seines rund 
neunmonatigen Mandats einen knappen Bericht 
vor (Asscher 2023). Darin stellt er fest, dass der 
Krieg in absehbarer Zukunft weitergehen werde 
und es äußerst unwahrscheinlich sei, dass nach 
Auslaufen des vorübergehenden Schutzes 2025 
ein großer Teil der Kriegsflüchtlinge in Sicherheit 
zurückkehren könne (ebd.: 4, 11). Die EU solle Ver-
triebenen aus der Ukraine, die in der EU leben, 
Gewissheit über ihren Status nach dem Auslau-
fen der Richtlinie 2001/55/EG verschaffen. Dazu 
plädiert er für eine Übereinkunft zwischen der EU 
und der Ukraine, den vorübergehenden Schutz 

für die voraussichtliche Dauer des Wiederaufbaus 
der Ukraine – er geht von etwa zehn Jahren aus – 
zu verlängern: „In einer gemeinsamen Erklärung 
der ukrainischen Regierung und der Europäischen 
Kommission könnte eine Aufenthaltserlaubnis 
zum Wiederaufbau angekündigt werden, die nach 
der zweiten Verlängerung der Temporary Protec-
tion Directive erteilt werden soll“ (Asscher 2023: 
12; Übers. d. Verf.).

Genauere Angaben zur Ausgestaltung einer 
solchen Aufenthaltserlaubnis enthält der Bericht 
jedoch nicht. Insbesondere bleibt unklar, ob jen-
seits einer Verlängerung des vorübergehenden 
Schutzstatus auch konkrete Bezüge zur Wieder-
aufbauunterstützung hergestellt oder gar ent-
sprechende Verpflichtungen festgeschrieben wer-
den sollten – und wie die Rückkehrfähigkeit und 
-bereitschaft nach derart langer Zeit aufrechter-
halten werden soll. Die Europäische Kommission 
hat sich die Vorschläge des Sonderbeauftragten 
soweit ersichtlich bislang nicht zu eigen gemacht; 
in Politik- und Expertenkreisen erhielten sie wenig 
Resonanz (tendenziell ablehnend: Meijers Com-
mittee 2023). 
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29  „[T]he simple reactivation after three-year period would undermine the effet utile of the legislation” (Thym 2023: 407).
30 Vgl. dazu das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. März 2013 (BVerwG 1 C 12.12): Das Gericht stellte fest, dass ein  

entsprechendes Verbot dem Aufenthaltsgesetz nicht zu entnehmen ist und somit Ausländerinnen und Ausländer ggf. von den 
mit mehreren Aufenthaltstiteln verbundenen unterschiedlichen Rechtsvorteilen Gebrauch machen können (vgl. dazu auch  
ausführlich Müller in Hofmann 2023, Teil 1, § 7, Rn. 10).

zum 4. März 2026 scheint zumindest gemäß dem 
Wortlaut der Richtlinie nicht ausgeschlossen. Dem-
nach kann „[b]ei Fortbestehen von Gründen für den 
vorübergehenden Schutz […] der Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission, die 
außerdem jeden Antrag eines Mitgliedstaats prüft, 
wonach sie dem Rat einen Vorschlag unterbreiten 
soll, beschließen, diesen vorübergehenden Schutz 
um bis zu einem Jahr [sic!] zu verlängern.“ (Art. 4 
Abs. 2). Ob diese Verlängerungsoption (von der be-
reits im September 2023 Gebrauch gemacht wurde) 
absolut und einmalig gilt oder ob ein solcher Be-
schluss wiederholt herbeigeführt werden könnte, ist 
nicht ganz eindeutig geklärt. Peers et al. (2015: 577) 
halten Letzteres grundsätzlich für möglich, nach Aus-
laufen des vorübergehenden Schutzes müsse jedoch 
ein angemessener Zeitraum bis zu einem erneuten 
Ratsbeschluss vergehen. Die meisten Kommentato-
ren des EU-Migrations- und Flüchtlingsrechts gehen 
davon aus, dass auf Basis der geltenden Temporary  
Protection Directive der vorübergehende Schutz 
spätestens am 4. März 2025 beendet werden muss  
(Ineli-Ciger 2023a; Skordas in Thym/Hailbronner 2022, 
Part D 19: 1194, 1198; Thym 2023: 407) – eine weitere  
Verlängerung liefe der Effizienz der europäischen Ge-
setzgebung bzw. der Vertragsziele zuwider.29 Einen 
klaren Ausschluss dieser Option hat allerdings bislang 
weder die Europäische Kommission noch der Rat ver-
lautbaren lassen. Aufgrund des Antragsrechts eines 
jeden Mitgliedstaats (s. o.) sollte auch die Bundesre-
gierung prüfen, ob eine derartige Verlängerung ohne 
einen aufwendigen Gesetzgebungsprozess möglich 
ist – freilich eher als pragmatischer ‚Notnagel‘ denn 
als optimale Lösung (vgl. dazu auch ICMPD 2023b: 15).

3.2 Optionen im deutschen Migrationsrecht

Geht man von einem Szenario aus, in dem sich auch 
im März 2025 die Bedrohungslage der Zivilbevölke-
rung in der Ukraine nicht wesentlich geändert hat, 

so stellt sich die Frage einer Verlängerung der ak-
tuellen Schutzgrundlage. Wenn diese sich aufgrund 
von divergierenden Interessen nicht als EU-einheitli-
che Variante realisieren ließe (s. Kap. 3.1.3), könnten 
die Gesetzgeber der geneigten Mitgliedstaaten eine 
passende Rechtsgrundlage in ihrem nationalen Recht 
schaffen – durchaus auch untereinander abgestimmt. 
Denn zweifellos bietet das jeweilige Migrations- bzw. 
Aufenthaltsrecht der Mitgliedstaaten einen wesent-
lich größeren Spielraum für Anschlussoptionen als 
der auf europäischer Ebene geltende Rahmen. Dies 
betrifft zum einen Möglichkeiten, die das deutsche 
Recht bereits jetzt bietet, zum anderen können be-
stehende Rechtsgrundlagen angepasst oder neue 
geschaffen werden, um bestimmten Bedarfen und 
Interessen nachzukommen. Diese Möglichkeiten 
werden in den folgenden Abschnitten kursorisch 
dargestellt. Die Ausführungen erheben dabei kei-
nen Anspruch auf Vollständigkeit; insbesondere die 
unterschiedlichen Rechtsfolgen möglicher alterna-
tiver Aufenthaltstitel zu § 24 AufenthG (z. B. eigen-
ständige Sicherung des Lebensunterhalts, Zugang zu 
BAföG oder zu Leistungen des SGB oder Ausschluss 
von Familiennachzug/-zusammenführung) können in 
diesem Rahmen nicht diskutiert werden.

3.2.1 Übergänge in andere Aufenthaltszwecke
Mit Blick auf eine möglichst hohe aufenthaltsrecht- 
liche Sicherheit nach Abschluss des vorübergehenden 
Schutzes ist die Beantragung eines Aufenthaltstitels 
zur Ausbildungs- und vor allem zur Arbeitsmigration 
sinnvoll (Klaus/Fausel/Tonn 2022: 115). Dies kann 
noch während des vorübergehenden Schutzstatus 
erfolgen, da ein Wechsel in andere Aufenthaltsver-
fahren grundsätzlich möglich ist (§ 39 Satz 1 Nr. 1  
AufenthV). Es dürfen durchaus zwei oder mehr Auf-
enthaltstitel gleichzeitig vergeben werden, solange 
die jeweiligen Voraussetzungen erfüllt werden und 
dies so beantragt wird.30 
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So geht das Bundesministerium des Innern und für 
Heimat davon aus, dass bei Erfüllung der jeweili-
gen Voraussetzungen zusätzlich oder alternativ eine 
Aufenthaltserlaubnis beantragt werden kann (bei-
spielsweise zur Berufsausbildung oder beruflichen 
Weiterbildung, zum Studium bzw. zur Studienmobi-
lität oder für ein studienbezogenes Praktikum, zur 
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen, 
für Sprachkurse oder einen Schulbesuch, als Fach-
kraft mit beruflicher oder akademischer Ausbildung, 
zu Forschungszwecken oder für einen europäischen 
Freiwilligendienst). Dabei sei es dem Antragstellen-
den in der Regel nicht zuzumuten, den Visumantrag 
bei einer deutschen Auslandsvertretung in der Ukraine 
einzureichen (BMI 2022b: Ziff. 8.2).31

Sperrklauseln aus dem europäischen Recht
Wie ist jedoch mit den Sperrklauseln nach § 19f Abs. 1 
Nr. 2 AufenthG umzugehen (ab. 1. März 2024: § 19f 
Abs. 1 Nr. 1)? Diese Frage sorgt für rechtliche Unsi-
cherheit in der Praxis der Migrationsberatung und der 
kommunalen Ausländerbehörden, denn nach dieser 
Vorschrift dürfen Ausländer, „die sich im Rahmen 
einer Regelung zum vorübergehenden Schutz32 in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhal-
ten“, nicht in einen Aufenthaltstitel zum Zweck des 
Studiums (§ 16b Abs. 1 u. 5), einer Studienbewerbung 
bzw. Studienplatzsuche (§ 17 Abs. 2), eines studi-
enbezogenen Praktikums (§ 16e), in eine Blue Card 

nach § 18b Abs. 2 (ab. 1. März 2024: § 18g), in eine 
Aufenthaltserlaubnis zu Forschungszwecken (§ 18d) 
bzw. zur Teilnahme an einem europäischen Freiwilli-
gendienst (§ 19e) wechseln. Die Vorschrift resultiert 
aus entsprechenden Ausschlusstatbeständen, die in 
den EU-Richtlinien zu Studierenden und Forschenden 
(sog. REST-RL)33 und zu Hochqualifizierten (sog. Blue-
Card-RL)34 enthalten sind. So ist in diesen Richtlinien 
formuliert, dass sie jeweils keine Anwendung auf 
Drittstaatsangehörige finden, die „in einem Mitglied-
staat vorübergehenden Schutz gemäß der Richtlinie 
2001/55/EG des Rates genießen“. Daraus ist auf nati-
onaler Ebene ein Erteilungsverbot für Aufenthaltstitel 
abzuleiten, die durch die Richtlinien abgedeckt sind. 
Strittig ist jedoch die Frage, ob sich die Formulierung 
„in einem Mitgliedstaat“ in § 19f auf die Europäische 
Union einschließlich Deutschland bezieht oder ob – 
wie in anderen Kontexten des Aufenthaltsgesetzes – 
mit „Mitgliedstaat“ lediglich alle anderen EU-Staaten 
(außer Deutschland) gemeint sind.35 Einiges spricht 
dafür, dass es kein Erteilungsverbot für vorüberge-
hend Schutzberechtigte mit einer deutschen Auf-
enthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG geben sollte, 
denn ein zentraler Zweck der Richtlinienvorschriften 
und der Umsetzung in § 19f AufenthG bestand in der 
Verhinderung von Sekundärmigration Schutzsuchen-
der und vorübergehend Schutzberechtigter36 – diese 
steht hier jedoch nicht zur Debatte. 

31 Die Visastelle der Deutschen Botschaft in Kiew ist seit Kriegsbeginn geschlossen und es wurden zu Redaktionsschluss Ende No-
vember 2023 keine konsularischen Dienste angeboten (vgl. https://kiew.diplo.de/ua-de, 07.11.2023).

32 Hailbronner (Teil A 1, § 19f, Rn. 6) weist darauf hin, dass vorübergehender Schutz nach § 19f Abs. 1 Nr. 2 nicht zwingend auf den 
Schutz nach der Richtlinien 2001/55/EG beschränkt ist, sondern dieser auch ein Resultat politischer Entscheidungen zur vorüber-
gehenden Schutzgewährung nach §§ 22, 23, 24 oder 25 Abs. 4 AufenthG sein kann. Darauf deutet auch die Tatsache hin, dass die 
Richtlinie (anders als in § 24 AufenthG) nicht explizit erwähnt wird.

33 Richtlinie (EU) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme 
an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit 
(Neufassung), ABl. L 132, 21.05.2016, S. 21–57.

34 Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einrei-
se und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2009/50/EG des Rates, ABl. L 382, 28.10.2021, S. 1–38.

35 Vgl. ausführlich Hocks in Hofmann 2023, Teil 1, § 19f, Rnn. 11–12.
36 Vgl. Hornung in Kluth/Hornung/Koch 2020, § 4 Rn. 314. Mit der Erteilung eines bereits zweimal verlängerten nationalen Schutz-

titels ist von einem vorläufigen Abschluss des Migrationsprozesses auszugehen. Plausibel ist vorrangig eine Rückkehrmigration 
(in die Ukraine), wesentlich unwahrscheinlicher hingegen eine Weiterwanderung innerhalb der EU, wobei letztere durch den 
Verzicht der Anwendung von Art. 11 der RL 2001/55/EG ohnehin toleriert wird. Bereits legal im Inland befindliche Ukrainerinnen 
und Ukrainer strukturell von der Beantragung entsprechender Aufenthaltstitel auszuschließen bzw. sie auf eine Ausreise nebst 
Titelverzicht und ein reguläres Visumverfahren aus dem Ausland zu verweisen, mutet geradezu paradox an (ähnlich Hocks in 
Hofmann 2023, Teil 1, § 19f, Rn. 12).
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Dennoch ist der Wortlaut hinreichend klar, sodass 
entsprechende Titelerteilungen für Inhaberinnen 
und Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG durch die Ausländerbehörden rechtswidrig 
sind.37 Erste Auswertungen von Daten aus dem Aus-
länderzentralregister, die im Rahmen einer Studie für 
das Europäische Migrationsnetzwerk vorgenommen 
wurden, zeigen, dass solche Übergänge in andere 
Aufenthaltstitel bislang eine Quantité négligeable 
sind (Heiermann/Atanisev 2024). Dies ist momen-
tan unproblematisch, könnte aber insbesondere 
hinsichtlich der Gruppe der ukrainischen Studieren-
den an deutschen Hochschulen38 zu einem Problem 
werden, wenn deren Aufenthaltserlaubnis zum vor-
übergehenden Schutz im März 2025 ausläuft: Selbst 
bei Erfüllung aller sonstigen notwendigen Vorausset-
zungen für eine Aufenthaltserlaubnis zum Studium 
blieben sie von einer Titelerteilung ausgeschlossen 
und wären – sollte bis dahin keine alternative Auf-
enthaltsnorm zur Verfügung stehen – zunächst zur 
Ausreise verpflichtet.39 

Beim Erteilungsverbot einer Blue Card sind die 
praktischen Folgen hingegen weniger gravierend: 
Ukrainische Fachkräfte mit akademischer Ausbildung, 
die alle Voraussetzungen für eine EU-Blue-Card erfül-
len, können in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis 
zur Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung auf 
nationaler Rechtsgrundlage (§ 18b AufenthG) erhal-
ten. Sie können so (wenn auch unter geringfügig 
ungünstigeren Bedingungen als mit einer Blue Card) 
weiter in Deutschland leben und arbeiten. Dabei kann 
der Aufenthaltstitel als ‚Brücke‘ fungieren, aus dem 
heraus danach auch eine Blaue Karte erteilt wer-
den kann.40 Eine mögliche Hürde ergibt sich aus den 
grundsätzliche Vorgaben zur Fachkräfteeinwanderung 
in § 18 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG: Demnach müssen Per-
sonen, die das 45. Lebensjahr bereits vollendet ha-
ben, zur erstmaligen Erteilung eines Fachkräftetitels 
ein vergleichsweise hohes Einstiegsgehalt (mindes-
tens 55 Prozent der jährlichen Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeinen Rentenversicherung) oder 
eine angemessene Altersversorgung nachweisen. 

37 Die Legalität eines technischen Tricks, wonach unmittelbar vor der Beantragung eines alternativen Aufenthaltstitels bei der zu-
ständigen Ausländerbehörde ein Verzicht auf den bestehenden Aufenthaltstitel nach § 24 AufenthG erklärt wird und folglich der 
alternative Aufenthaltstitel bzw. eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 3 AufenthG erteilt wird, bliebe zu prüfen.

38 Im Wintersemester 2022/23 studierten rund 9.100 Ukrainerinnen und Ukrainer an deutschen Hochschulen, das waren rund 43 
Prozent mehr als im Vorjahr (Heublein et al. 2023: 41). Die Zahl der Schutzberechtigten, die sich in Deutschland für ein Studium 
einschrieben, blieb zunächst deutlich hinter den ersten Prognosen zurück (Forschung & Lehre 2022). Dies scheint nicht zuletzt auf 
fehlende Kenntnisse der deutschen und auch der englischen Sprache sowie weitere Probleme bei der Erfüllung der Zugangsvor-
aussetzungen zurückzuführen zu sein, wie eine Abfrage unter den Ländern ergab (Heiermann/Atanisev 2024).

39 Eine erneute, visumfreie Einreise mit anschließender Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis zum Studium wäre notwendig. Den-
noch wären hier durchaus kreative Lösungen denkbar, die eine solche Ausreise unmittelbar nach Ablauf des Aufenthaltstitels gemäß 
§ 24 AufenthG zwecks titelloser Neueinreise unnötig machen würden. So könnte Studierenden mit vorübergehendem Schutz, die 
grds. die Voraussetzungen zur Erteilung eines Titels nach § 16b zum Studium erfüllen würden, ab 1. März 2024 zur Beantragung 
einer (zusätzlichen) Aufenthaltserlaubnis zur Ausbildungsplatzsuche nach § 17 Abs. 2 geraten werden, sofern sie die speziellen 
Erteilungsvoraussetzungen dieser Norm ebenfalls erfüllen (hier sind lediglich „ausreichende“ deutsche Sprachkenntnisse vonnöten 
und die Antragsteller dürfen das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet haben – was bei Studierenden der Regelfall sein dürfte –; die 
Aufenthaltserlaubnis gilt dann für bis zu neun Monate). Denn die Ausbildungsplatzsuche ist von dem aus der REST-Richtlinie resul-
tierenden Zweckwechselverbot nicht betroffen. Mit der Titelerteilung zur Ausbildungsplatzsuche könnte im unmittelbar folgenden 
Zug (oder nach dessen Ablauf) schließlich eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG erteilt werden. Alternativ wäre denkbar, 
dass Studierende einen Aufenthaltstitel nach § 7 Abs. 1 Satz 3 AufenthG erhalten. Demnach kann „in begründeten Fällen“ eine 
Aufenthaltserlaubnis auch für einen nicht im Gesetz vorgesehenen Zweck erteilt werden. Sinn und Zweck sowie bisherige  
Anwendung der Norm (vgl. ausführlich Hailbronner, Teil A 1, § 7, Rn. 16–22) sprechen allerdings gegen eine überzeugende Eignung 
als Brücke für Studierende in § 16b. Gegebenenfalls sollten Bund und Länder den Ausländerbehörden eine für diese Fallkon- 
stellation allgemein nutzbare Begründung zur Verfügung stellen.

40 In Berlin wird bei Erfüllung der Voraussetzungen für eine Blue Card diese mittels eines Kunstgriffs dennoch sofort erteilt: Perso-
nen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG wird für eine „logische Sekunde“ ein Titel nach § 18b Abs. 1 erteilt, 
um sodann die Blaue Karte EU zu erteilen – der Ausschlussgrund des § 19f Abs. 1 kann in diesem Fall formal nicht (mehr) greifen  
(Landesamt für Einwanderung 2023, VAB A 19f.1.1–19f.1.2). Für die Bundesregierung bliebe zu prüfen, ob sie die durch EU-Recht 
vorgegebenen Ausschlussgründe, die zu unschlüssigen Vorschriften im deutschen Aufenthaltsgesetz führen, durch solche oder ähn-
liche Empfehlungen in aktualisierten Anwendungshinweisen abmildern sollte. Dem sollte eine Prüfung der Praxis in den anderen 
Mitgliedstaaten vorausgehen, die idealerweise zu einem gemeinsamen Problembewusstsein und der Erarbeitung von Lösungs- 
wegen auf europäischer Ebene führt – mittelfristig etwa zur Anpassung der fraglichen Regelungen in den EU-Richtlinien.
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Von dieser Voraussetzung kann ausnahmsweise ab-
gesehen werden, wenn „ein öffentliches, insbeson-
dere ein regionales, wirtschaftliches oder arbeits-
marktpolitisches Interesse an der Beschäftigung“ 
besteht. Diese Hürde ließe sich also dadurch vermei-
den, dass das Bundesministerium des Innern und für 
Heimat in den Anwendungshinweisen zum Aufent-
haltsgesetz klarstellt, dass für die Gruppe der (vor-
mals) vorübergehend Geschützten ein solches Inter-
esse grundsätzlich besteht. Die Länder könnten dies 
dann in entsprechenden Erlassen abbilden. Auch das 
Zweckwechselverbot für vorübergehend Geschützte 
in eine Aufenthaltserlaubnis zu Forschungszwecken 
(§ 18d AufenthG) dürfte in der Praxis oftmals über 
einen Erwerbstitel aufzufangen sein, da Forschungs- 
tätigkeiten in der Regel ausreichend vergütet sind 
und die Charakteristika einer Beschäftigung als Fach-
kraft mit akademischer Ausbildung aufweisen.

Darüber hinaus bestehen für Ukrainerinnen und 
Ukrainer Zugänge in zahlreiche weitere ausbildungs- 
oder erwerbsbezogene Aufenthaltstitel: Neben der 
bereits genannten Aufenthaltserlaubnis für Fachkräf-
te mit akademischer Ausbildung käme für viele be-
reits jetzt erwerbstätige Ukrainerinnen und Ukrainer 
eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer quali-
fizierten Beschäftigung als Fachkraft mit Berufsaus-
bildung (§ 18a AufenthG) infrage, wobei auch hier 
die oben genannte Hürde für Erwerbstätige ab 45 
Jahren bestünde. Daneben kann ein Aufenthaltstitel 
zur beruflichen Bildung bzw. Weiterbildung (§ 16a 
AufenthG) beantragt werden ebenso wie zur Suche 
eines Ausbildungsplatzes (§ 17 Abs. 1 AufenthG).41  
Ferner kommt eine selbständige Tätigkeit in Betracht 
(§ 21 AufenthG). Eine zentrale Einschränkung für diese 
‚Wechseloptionen‘ ist sicherlich die jeweils erforder- 
liche eigene Sicherung des Lebensunterhalts. In vie-
len Fällen handelt es sich um Familien mit allein-
erziehenden Müttern, wobei die Betreuungssituation 

insbesondere im vorschulischen Bereich unzurei-
chend ist. Daher wird oftmals lediglich eine Teilzeit-
beschäftigung möglich sein und damit – selbst wenn 
diese auf Fachkräfte- oder Expertenniveau erfolgt – 
der ergänzende Bezug von Bürgergeld erforderlich.

Neue Chancen mit dem Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Fachkräfteeinwanderung
Für einen Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung 
einer Beschäftigung ist je nach Konstellation ein Ar-
beitsplatzangebot, ein Qualifikationsnachweis und 
ggf. eine Berufsausübungserlaubnis notwendig. 
Insbesondere im Bereich der reglementierten Beru-
fe sind kurzfristige Wechsel vom vorübergehenden 
Schutz in einen Fachkrafttitel bislang eher die Aus-
nahme als die Regel und auch wenn die Bemühun-
gen um die Anerkennung der Gleichwertigkeit ukrai-
nischer Abschlüsse verstärkt wurden (vgl. Bushanska 
et al. 2022), sind die Erfolge beispielsweise in den 
Schlüsselbereichen Lehrkräfte und medizinisches 
Personal äußerst begrenzt (Thränhardt 2023a: 30–31). 
Obwohl viele ukrainische Kriegsflüchtlinge bereits 
Integrationskurse absolviert haben, dürften die für 
einige Aufenthaltstitel erforderlichen Sprachkennt-
nisse für manche ebenfalls eine Hürde darstellen. 
Allerdings werden innerhalb des nächsten Jahres 
zahlreiche weitere Menschen die Kurse erfolgreich 
beenden, andere ihre Sprachkenntnisse im Job wei-
ter aufbessern, sodass insbesondere Aufenthaltstitel 
zu Erwerbs- zwecken eine vielversprechende Option 
darstellen, um ihren Aufenthalt abzusichern und zu 
einer beschleunigten Erteilung einer Niederlassungs-
erlaubnis zu kommen (vgl. dazu umfassend Klaus/
Fausel/Tonn 2022: 114–115).

Die Möglichkeiten eines ‚Spurwechsels‘ in einen 
anderen Aufenthaltstitel erweitern sich zudem, wenn 
ab November 2023 bzw. März 2024 das Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung in 

41   Ab 1. März ergeben sich durch Inkrafttreten von Änderungen aus dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung 
hier weitere Liberalisierungen, die insbesondere auch Geflüchteten aus der Ukraine entgegenkommen dürften: Die Altersgrenze 
wird von 25 auf 35 Jahre erhöht, künftig werden nur noch „ausreichende“ Deutschkenntnisse (B1-Niveau) verlangt und die Such-
periode wird von sechs auf maximal neun Monate verlängert; zudem ist zukünftig die Ausübung einer Beschäftigung von bis zu 
20 Stunden pro Woche erlaubt (§ 17 AufenthG-neu).



28

Kraft tritt.42 Zum einen wird dadurch in einigen Fäl-
len den Sprachkenntnissen weniger Bedeutung bei-
gemessen (beispielsweise im Bereich der Beschäf-
tigung berufserfahrener ITK-Fachkräfte oder bei der 
Ausbildungsplatzsuche), zum anderen ergeben sich 
aus der neuen ‚Erfahrungssäule‘ verschiedene Mög-
lichkeiten, die eine Brücke in eine Aufenthaltserlaub-
nis als Fachkraft schlagen könnten. So reicht künftig 
für eine qualifizierte Beschäftigung neben einem 
entsprechenden Jobangebot auch der Nachweis ein-
schlägiger Berufserfahrung (mindestens zwei Jahre 
innerhalb der vorangegangenen fünf Jahre) sowie 
eine im Ausland von einer öffentlichen Stelle aner-
kannte akademische oder berufliche Qualifikation 
(§ 6 BeschV-neu).43 Auch die neue Anerkennungs-
partnerschaft, mit der zukünftig ein gesamtes beruf-
liches Anerkennungsverfahren in Deutschland durch-
geführt werden kann, bietet hier neue Möglichkeiten 
(§ 16d Abs. 3 AufenthG). Beim Zugang zur beruflichen 
Ausbildung nach § 16a AufenthG ergibt sich ebenfalls 
eine Erleichterung: Zwar steht die Zulassung formal 
unter einem Prüfvorbehalt der Bundesagentur für  
Arbeit, allerdings fällt die Vorrangprüfung weg (§ 8 
Abs. 1 BeschV-neu).

Auch bei den bereits genannten Titeln zur Aus-
übung einer qualifizierten Beschäftigung mit beruf-
licher (§ 18a) und akademischer Ausbildung (§ 18b 
AufenthG) – wenn also die Gleichwertigkeit einer 
ausländischen Berufsqualifikation bzw. die Vergleich-
barkeit eines ausländischen Hochschulabschlusses 
festgestellt werden kann (§ 18 Abs. 3 AufenthG) – hat 
das Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfte-
einwanderung weitere Zugangserleichterungen er-
bracht: Hier besteht nun ein Rechtsanspruch auf 
Titelerteilung, während vor dem 18. November  
lediglich ein vorgeprägtes Ermessen normiert war – 
es sich also um eine Kannvorschrift handelte. Gleich-
zeitig wurde das Konnexitätserfordernis zwischen 
der nachgewiesenen Qualifikation und der geplanten 

Beschäftigung aufgehoben, d. h. die §§ 18a und b 
AufenthG berechtigen nun zur Ausübung jeder quali-
fizierten Beschäftigung (und nicht mehr nur zu einer 
qualifizierten Beschäftigung, zu der die erworbene 
Qualifikation befähigt).

Ukraine als „Best Friend“? Option der Privilegierung 
der Ukraine in der Beschäftigungsverordnung
Trotz der oben beschriebenen erweiterten Optionen, 
die das Gesetz und die Verordnung zur Weiterent-
wicklung der Fachkräfteeinwanderung bieten, wer-
den Menschen, die unterhalb des Fachkräfteniveaus 
qualifiziert bzw. beschäftigt sind, darin häufig keine 
Möglichkeiten zur Absicherung ihres Aufenthalts über 
den 4. März 2025 hinaus finden. Eine mögliche Lösung 
für nicht formal Qualifizierte könnte die Aufnahme 
der Ukraine in die Liste privilegierter Herkunftsstaaten 
hinsichtlich der allgemeinen Beschäftigungserlaubnis 
auch für Tätigkeiten unterhalb des Fachkräfteniveaus 
sein (§ 26 der Beschäftigungsverordnung). Verstärkt 
in der Diskussion war hier in den letzten Jahren die 
sog. Westbalkanregelung als Erwerbsmigrationska-
nal (vgl. Bither/Ziebarth 2018, Brücker et al. 2020). 
Bislang ist die Liste gemäß § 26 Abs. 2 BeschV be-
schränkt auf die sechs Staaten des westlichen Bal-
kans, allerdings ist bereits mehrfach darüber nach-
gedacht worden, sie zu erweitern – auch um damit 
für Angehörige bestimmter Drittstaaten Alternativen 
zum Asylkanal nach Deutschland aufzuzeigen (Kolb/
Schneider 2021: 57–58). Jüngst ist eine Erweiterung 
um die Ukraine (sowie um andere Drittstaaten an 
den Außengrenzen oder in geografischer Nähe zur 
EU) im Zuge der Entfristung der Westbalkanregelung 
und der geplanten Erhöhung des jährlichen Kontin-
gents auf 50.000 Zustimmungen ab Juni 2024 (§ 26 
Abs. 2 BeschV-neu) vorgeschlagen worden (Brücker 
2023: 14).44

Eher angezeigt wäre allerdings eine Ergänzung 
der Länderliste in § 26 Abs. 1 BeschV um die Ukraine.  

42 BGBl. 2023 I Nr. 217 vom 18.08.2023; BGBl. 2023 I Nr. 233 vom 31.08.2023.
43 Das ukrainische Bildungssystem im Sekundarbereich II und im Postsekundarbereich bietet einige Anknüpfungspunkte für diese 

Norm: Die fachspezifische berufliche Basisbildung kann für die meisten Berufe in zwei Stufen erworben werden: auf den Niveaus 
„qualifizierter Arbeiter“ sowie „Junior Spezialist“. Viele dieser Abschlüsse sind sogar (teil)anerkennungsfähig (Werner et al. 2022: 
9–11).

44 Erhebliche Gegenargumente bringt Klaus in Kluth/Heusch, BeschV, § 1, Rnn. 68–69.
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Hiernach können bislang Staatsangehörige der Län-
der Andorra, Australien, Israel, Japan, Kanada, der 
Republik Korea, von Monaco, Neuseeland, San Ma-
rino, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland sowie der USA zur Ausübung jeder Be-
schäftigung zugelassen werden – ohne Kontingent 
und selbst wenn der Sitz des Arbeitgebers nicht in 
Deutschland ist, was beispielsweise auch Entsen-
dungen erlaubt (vgl. Bünte in Offer/Mävers 2022, 
§ 26, Rn. 4). Bei dieser Staatenliste handelt es sich 
durchweg um Länder, mit denen die Bundesrepub-
lik besondere wirtschaftliche Kooperationen aufge-
baut hat. Sie ist nahezu deckungsgleich mit der in 
der Aufenthaltsverordnung genannten Staatengrup-
pe, deren Staatsangehörige grundsätzlich visumfrei 
nach Deutschland einreisen können (und ggf. erst 
dort nachträglich einen Aufenthaltstitel zur Erwerbs-
tätigkeit o. Ä. beantragen) (§ 41 Abs. 1 AufenthV). 
Eine Aufnahme der Ukraine in die beiden „Best  
Friends“-Listen läge aus praktischen Gründen nahe: 
Die Ukraine ist EU-Beitrittskandidat und mit Deutsch-
land auf besondere Weise verbunden – durch die Auf-
nahme von über einer Million seiner Staatsangehö-
rigen und durch enge wirtschaftliche und politische 
Verflechtungen mit Blick auf den Wiederaufbau (so 
auch Klaus in Kluth/Heusch, BeschV § 1, Rnn. 66–67a). 
Außerdem wäre dies eine Maßnahme mit erheblicher 
politischer Symbolwirkung.

3.2.2 Individuelles Asylverfahren oder humanitärer 
Aufenthalt
Kritische Stimmen, die individuelle Grund- und Men-
schenrechte von Flüchtlingen auch in Situationen 
massenhaften Flüchtlingszugangs betonen, sehen im 
Regime des vorübergehenden Schutzes eine negati-
ve Entwicklung, die sogar als „Katalysator für die Ver-
weigerung eines Flüchtlingsstatus“ (Küçük 2023: 10) 
wirken könnte. Sie betonen, die Option zur Erteilung 
von Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskon-

vention bzw. von subsidiärem Schutz auf Grundlage 
der Europäischen Menschenrechtskonvention nach 
EU-Recht müsse gegeben sein. Grundsätzlich steht 
allen ukrainischen Kriegsflüchtlingen der Weg ins 
Asylverfahren offen. Und auf den ersten Blick mag 
diese Lösung tatsächlich naheliegen: Das Problem 
der fortgesetzten Anwesenheit von Schutzsuchen-
den nach dem 5. März 2025 würde dann auf jenes 
System verlagert, zu dessen Entlastung der vorüber-
gehende Schutz vorgesehen war. Denn dieser steht 
quasi ‚neben‘ dem Asylsystem und verhindert nicht 
die Stellung eines Asylantrags und eine Anerkennung 
als Schutzberechtigte/r nach nationalen und europäi-
schen Asylregeln. 

In Deutschland kommt es seit Mitte 2022 nur in 
vereinzelten Fällen zu Entscheidungen über Asyl- 
anträge ukrainischer Staatsangehöriger.45 Solche An-
träge wurden insbesondere in der Zeit nach der Be-
setzung der Krim 2014 und auch unmittelbar nach der 
Invasion im Februar 2022 durchaus gestellt, doch die 
Schutzquote war äußerst gering und die Anzahl der 
positiven Entscheidungen bewegte sich meist im un-
teren oder mittleren zweistelligen Bereich; lediglich 
2017 kam es zu 300 Schutzerteilungen (Abb. 3). 

Für die Zeit des vorübergehenden Schutzes ist 
im Asylgesetz (§ 32a Abs. 1) allerdings das Ruhen 
des Asylverfahrens vorgesehen. Das bezieht sich 
zunächst auf Asylanträge, die vor der Gewährung 
vorübergehenden Schutzes nach § 24 AufenthG ge-
stellt wurden. Art. 17 Abs. 1 der Temporary Protection  
Directive schreibt den Mitgliedstaaten jedoch vor, dass 
Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, je-
derzeit in der Lage sein müssen, einen Antrag auf in-
ternationalen Schutz zu stellen (Hailbronner, Teil B 2, 
§ 32a, Rn. 2). Das Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) muss also von Inhaberinnen und Inhabern 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG  
jederzeit einen Asylantrag (auch: Folgeantrag) entgegen-
nehmen und das Verfahren eröffnen – um es sogleich  

45 In Deutschland kam es im Jahr 2022 unter insgesamt 155 erstinstanzlichen Entscheidungen über Asylanträge ukrainischer Staats-
angehöriger zu 145 Ablehnungen (93,5 %). Demgegenüber erhielten in den anderen EU-Staaten die meisten Ukrainerinnen und 
Ukrainer Schutz: Bei den im gleichen Jahr in der gesamten EU erstinstanzlich entschiedenen 8.590 Asylverfahren wurde in 7.410 
Fällen subsidiärer Schutz erteilt (86,3 %), in 265 Fällen Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention (3,1 %) und in 80 
Fällen ein nationaler humanitärer Aufenthaltstitel (0,9 %) (Eurostat: migr_asydcfsta).
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bis zum Ablauf des vorübergehenden Schutzes auf 
„ruhend“ zu stellen.46

Inwieweit bereits jetzt (oder nach Ablauf des vor- 
übergehenden Schutzes) die Voraussetzungen für  
eine Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter oder 
gar als Flüchtling nach §§ 3 und 4 AsylG vorliegen, kann 
nur im individuellen Fall sowie unter Berücksichtigung 
der Gefahrenlage in der Ukraine beurteilt werden. So-
lange nur Teile des Landes unter russischer Kontrolle 
stehen und es realistische Möglichkeiten des internen 
Schutzes gibt, wären die Erfolgsaussichten für eine An-
erkennung vermutlich nicht sehr hoch (Kluth 2022a: 

90), da – Schaffung von Wohnraum vorausgesetzt – auf 
innerstaatliche Fluchtalternativen verwiesen werden 
könnte. Darauf deutet nicht zuletzt die geringe Zahl 
von Schutzanerkennungen auch in den Jahren nach der 
Annexion der Krim und der kriegerischen Handlungen 
in der Ostukraine ab 2014 hin (Abb. 3). Dies sähe anders 
aus, wenn aufgrund einer fortwährenden kriegerischen 
Bedrohungslage in weite Teile des Landes keine Rück-
kehr möglich ist. In diesem Fall könnte ein subsidiärer 
Schutz festgestellt werden, wenn für die Menschen 
eine ernsthafte individuelle Bedrohung ihres Lebens 
oder ihrer Unversehrtheit „infolge willkürlicher Gewalt 

Abb. 3 Asylanträge und Entscheidungen über Asylanträge ukrainischer Staatsangehöriger in Deutschland, 2013–2022

Quelle: Eurostat (migr_asydcfsta, migr_asyappctza); Darstellung: wissenschaftlicher Stab des SVR
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46 Die Richtlinie gibt ferner vor, dass die Prüfung noch nicht bearbeiteter Anträge nach Ablauf des vorübergehenden Schutzes 
„zum Abschluss zu bringen“ ist (Art. 17 Abs. 2). Das BAMF hat nach nationalem Recht die Schutzprüfung jedoch erst dann wieder 
aufzunehmen, wenn die Betroffenen ihm anzeigen, dass sie dies wünschen (innerhalb eines Monats nach Ablauf der Geltungs-
dauer der Aufenthaltserlaubnis zum vorübergehenden Schutz); ansonsten gilt der Antrag als zurückgenommen (§ 32a Abs. 2 
AsylG). Diese Regelung widerspricht somit der vorrangigen Norm der Richtlinie (Fränkel in Hofmann 2023, Teil 6, § 32a, Rn. 3).  
Die Kommentarliteratur sieht aufgrund dieser einschneidenden Rücknahmefiktion und nicht zuletzt auf Grundlage von § 24 Abs. 7 
AufenthG eine besondere Beratungs- und Warnpflicht aufseiten der zuständigen Ausländerbehörden (ebd., Rn. 4; Hailbronner, 
Teil B 2, § 32a, Rnn. 12–15).
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47 Zur Feststellung einer solchen Bedrohung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylG muss, so das Bundesverwaltungsgericht, „die willkürli-
che Gewalt beim Fehlen individueller gefahrerhöhender Umstände ein besonders hohes Niveau für die Zivilbevölkerung erreichen. 
Hierzu bedarf es Feststellungen zur Gefahrendichte, die neben einer annäherungsweise quantitativen Ermittlung des Tötungs- und 
Verletzungsrisikos auch eine wertende Gesamtschau zur individuellen Betroffenheit des Ausländers umfassen“ (BVerwG 1 C 11.19, 
Urteil vom 20.05.2020). Die Einschätzung der ortsspezifischen Gefahrenlage und -dichte nimmt u. a. das BAMF vor, indem es regelmä-
ßig gefährdende Einzelereignisse des Kriegsgeschehens in den einzelnen Verwaltungsbezirken der Ukraine (Oblasten) dokumentiert 
bzw. aggregierte Zahlen zu zivilen Kriegsopfern von der britischen Nichtregierungsorganisation Action On Armed Violence übernimmt 
(BAMF 2023). Dieser ‚body count‘ im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung darf jedoch nicht der einzige Bewertungsmaßstab sein, wie 
der EuGH kürzlich in einem Vorabentscheidungsverfahren klarstellte. Vielmehr bedürfe es einer umfassenden Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls, insbesondere derjenigen, die die Situation im Herkunftsland der schutzsuchenden Person prägen, darunter 
die Intensität der bewaffneten Auseinandersetzungen, der Organisationsgrad der beteiligten Streitkräfte, die Dauer des Konflikts, das 
geografische Ausmaß willkürlicher Gewalt, die Frage, an welchem Ort sich die betroffene Person bei Rückkehr tatsächlich aufhalten 
wird sowie Angriffe der Konfliktparteien auf Zivilpersonen (EuGH C-901/19, Urteil vom 10.06.2021).

48 So etwa Pro Asyl (https://www.proasyl.de/hintergrund/aktuelle-informationen-fuer-gefluechtete-aus-der-ukraine/#Aktuell, 
07.11.2023) oder der Flüchtlingsrat Berlin (https://fluechtlingsrat-berlin.de/news_termine/ukraine/#120, 07.11.2023). 

49 Denkbar wäre beispielsweise, für Kriegsflüchtlinge aus stark von Kriegshandlungen betroffenen Oblasten (Verwaltungsbezirke) 
im Süden und Osten des Landes die Feststellung von innerstaatlichen Fluchtalternativen auszuschließen und damit eine Basis 
für die Erteilung subsidiären Schutzes zu schaffen. Allerdings ist nicht davon auszugehen, dass sich angesichts des gegenwärtig 
erhöhten Fluchtaufkommens in der EU, das mit einem zunehmend restriktiven flüchtlingspolitischen Tenor einhergeht, eine 
größere Zahl von Mitgliedstaaten hinter einem entsprechenden Beschluss versammeln würde.

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatli-
chen bewaffneten Konflikts“ vorliegt;47 ggf. würde je-
doch auch lediglich ein Abschiebungsverbot gemäß  
§ 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG festgestellt. Bislang raten 
Organisationen der Flüchtlingshilfe allerdings von der 
Stellung eines Asylantrags ab, nicht zuletzt wegen der 
Unwägbarkeiten und Nachteile eines Asylverfahrens, 
das mit einer Unterbringung in einer Asylunterkunft 
sowie der Zuweisung in ein bestimmtes Bundesland 
(Wohnsitzauflage) einhergeht;48 auch der „Rückfall“ 
vom Leistungskatalog des Sozialgesetzbuchs ins Asyl-
bewerberleistungsgesetz würde für den individuellen 
Integrationsprozess einen gravierenden Rückschritt –  
und für die Behörden einen erheblichen Mehrauf-
wand – bedeuten.

Ein grundsätzliches Problem bei einem Übergang 
in das reguläre Asylverfahren besteht ferner darin, 
dass die Vorschriften der Dublin-Verordnung ange-
wendet werden müssten. Anders als beim Verfahren 
zum vorübergehenden Schutz – hier verzichten die 
Mitgliedstaaten auf ein Verbot von Weiterwanderun-
gen in andere Mitgliedstaaten (Erwägungsgrund 15, 
2022/382 i.V.m. Art. 11 RL 2001/55/EG) – sind dann 
bei einer Einreise eines ukrainischen Staatsangehö-
rigen nach Deutschland über Polen die dortigen Be-
hörden für die weitere Bearbeitung des Asylantrags 
zuständig. Weil dies offenkundig zu erheblichen Über-
lastungen der Asylsysteme einiger direkt an die Uk-
raine grenzender EU-Staaten führen würde, hat die 
Kommission den Mitgliedstaaten empfohlen, analog  

die Selbsteintrittsklausel aus der Dublin-Verordnung 
Dublin-III-VO anzuwenden (Lehner 2024). 

Anerkennung nach Aktenlage
Unabhängig davon, wie groß die Chancen auf Flücht-
lingsanerkennung Anfang 2025 sind: Die bis dahin 
alternativ ergriffenen Aufenthaltszwecke zu Erwerbs-
tätigkeit, Bildung und Ausbildung (s. Kap. 3.2.1) beträfen 
zumindest in Deutschland nur einen Teil der geflohe-
nen Menschen aus der Ukraine. Die Aktivierung der 
Temporary Protection Directive hätte in diesem Fall 
die Belastung des Asylsystems nicht verhindert, son-
dern lediglich verzögert (Angenendt et al. 2022: 7). 
Falls sich bis zu diesem Zeitpunkt keine andere effek-
tive Lösung für das Gros der Flüchtlinge ergibt – ent-
weder durch Rückgriff auf gemeinsame europäische 
Regularien (s. Kap. 3.1) oder eine humanitäre Auf-
fanglösung auf nationalstaatlicher Ebene (s. u.) – , ist im 
Falle fortgesetzter Gefahr für Leib und Leben in der 
Ukraine die massenhafte Stellung von Asylanträgen 
sehr plausibel – mit einer entsprechenden Überlas-
tung des Asylsystems (vgl. dazu etwa ICMPD 2023b: 
10–12). Dem könnte entgegengewirkt werden, indem 
Begünstigten der Temporary Protection Directive pau-
schal durch eine „Prima-facie“-Anerkennung Schutz 
zugesprochen wird (Ergin 2022, Ineli-Ciger 2023b; vgl. 
allgemein Albert 2010). Über den Europäischen Rat 
könnte mit entsprechend abgestimmten Beschlüssen 
auch versucht werden, zu einer gemeinsamen Ent-
scheidungspraxis zu gelangen.49 
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Das BAMF verfolgte 2015 aufgrund der damals stetig 
zunehmenden Zahl von Asylanträgen einen solchen 
Ansatz, um die Verfahren zu beschleunigen. War 
nach Aktenlage eine antragsgemäße Entscheidung 
möglich, wurde auf die individuelle Anhörung ver-
zichtet, und zwar bei Personen aus Syrien, Eritrea 
sowie Christen, Mandäern und Jesiden aus dem Irak. 
Vor den „Prima-facie“-Entscheidungen wurde ledig-
lich die Identität der Antragstellenden zweifelsfrei 
geprüft und verifiziert, dass Deutschland nach den 
Bestimmungen der Dublin-III-Verordnung zuständig 
ist (BAMF 2016: 51). Nach öffentlicher Kritik an diesen 
Verfahren sowie Sicherheitsbedenken wurde ab  
1. Januar 2016 dann wieder flächendeckend eine Ein-
zelfallprüfung mit Anhörung durchgeführt (ebd.).

Sonstiger Aufenthalt aus völkerrechtlichen, politischen 
oder humanitären Gründen 
Sollten nach Ablauf der Aufenthaltsgewährung zum 
vorübergehenden Schutz am 4. März 2025 die Gefah-
ren in der Ukraine fortbestehen, kommt auch eine 
Aufenthaltsgewährung aus anderen völkerrechtli-
chen, politischen oder humanitären Gründen in Be-
tracht (vgl. Kluth/Hornung/Koch 2020: 345). Dabei 
besteht insbesondere bei den Aufenthaltstiteln, 
die eine „aktive Aufnahme“ von Schutzbedürftigen 
(ten Feld et al. 2017) vorsehen,50 eine erste zentra-
le Schwierigkeit: Ihrem Wortlaut nach betreffen sie 
Personen, die sich (noch) im Ausland befinden. Ins-
besondere § 22 des Aufenthaltsgesetzes (Aufnahme 
aus dem Ausland) kommt daher als Anschlussoption 
für ukrainische Kriegsflüchtlinge nicht infrage, da 
sich diese Personen bereits im Inland befinden. Eine 
zweite zentrale Schwierigkeit besteht darin, dass nur 
einige dieser Regelungen pauschal auf bestimmte 

Gruppen – wie etwa Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine 
– anwendbar sind. Auch aus diesem Grund bleibt etwa 
die stets individuell ausgestaltete Aufnahme aus dem 
Ausland (§ 22 AufenthG) ebenso wenig anwendbar 
wie der Aufenthalt in Härtefällen (§ 23a AufenthG), 
der nach Ausschöpfung aller legalen Optionen als  
Ultima Ratio von der obersten Landesbehörde ge-
währt werden kann.51 

Dennoch hält Abschnitt 5 des Aufenthaltsgeset-
zes einige weitere Rechtsgrundlagen bereit, die im 
Hinblick auf ihre Tauglichkeit als Anschluss an den 
vorübergehenden Schutz nach EU-Recht geprüft wer-
den sollten. Dies kann im Rahmen dieser Studie  nur 
oberflächlich erfolgen. Jenseits der aufenthaltsrecht-
lichen Komponenten wären bei allen Regelungen, die 
eine gruppenbezogene humanitäre Anschlusslösung 
vorsehen, auch die sozialrechtlichen Fragen zu klären. 
Insbesondere ist darauf zu achten, dass Leistungsbe-
zug nach dem Sozialgesetzbuch kein Ausschlusskrite-
rium für den Zugang zum Aufenthaltsrecht darstellt.

Bleiberechts- bzw. Kontingentaufnahmeregelungen 
nach § 23 AufenthG
Günstig wären mit Blick auf eine Entlastung der Be-
hörden andere pauschale „Prima-facie“-Verfahren, 
in denen lediglich eine vereinfachte Prüfung erfolgt, 
die sich an generellen Kriterien ausrichtet:52 Nicht die  
Situation der einzelnen Schutz suchenden Person und 
ihre individuelle Gefährdungslage im Herkunftsstaat 
oder etwaige innerstaatliche Fluchtalternativen wür-
den in den Blick genommen, sondern lediglich „die 
Identität, der Aufenthalt in der Ukraine zum Zeitpunkt 
des völkerrechtswidrigen russischen Angriffs und das 
Vorliegen von [etwaigen] Ausschlussgründen“ ( Janda 
2023: 10; vgl. auch SVR 2017: 50). 

50 §§ 22 und 23 AufenthG
51 Letztere Regelung ist in höchstem Maße individualisiert, denn ihr Sinn und Zweck ist eine „‚Ventil‘- und Korrekturfunktion im Einzelfall 

[…], durch die ‚unerwünschte‘ Folgen der grundsätzlich nicht infrage gestellten allgemeinen gesetzlichen Regelungen korrigiert werden 
können“ (Kluth 2022b: 205).

52 Zu unterscheiden ist jedoch zwischen Gruppenaufnahmeverfahren zum vorübergehenden Schutz oder zum Zweck einer temporären 
Duldung und „echten“ Prima-facie-Feststellungen des Flüchtlingsstatus, die als verwaltungsvereinfachende und beschleunigte Form 
der individuellen Anerkennung des Flüchtlingsstatus fungieren und auf Dauer ausgelegt sind (vgl. Albert 2010).

53 Zur Differenzierung des für Länderanordnungen nach § 23 Abs. 1 erforderlichen „Einvernehmens“ mit dem Bund (im Sinne einer 
expliziten Zustimmung) und der Vorgabe an den Bund, sich bei Anordnungen nach § 23 Abs. 2 lediglich mit den Ländern ins 
„Benehmen“ zu setzen (im Sinne einer Konsultation bzw. Einholung einer Stellungnahme, an die er jedoch nicht gebunden ist), vgl. 
Hailbronner, Teil A 1, § 23, Rn. 2f.
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Dazu bieten sich die Vorschriften des § 23 AufenthG 
an, die bestimmten Gruppen von Ausländern einen 
rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet ermögli-
chen, „der auf andere Weise nach den Regelungen 
des Ausländerrechts nicht gestattet werden könnte“ 
(Hailbronner, Teil A 1, § 23, Rn. 4). Demnach können 
zum einen die obersten Landesbehörden „aus völker- 
rechtlichen oder humanitären Gründen oder zur 
Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland“ anordnen, dass „Ausländern aus be-
stimmten Staaten oder in sonstiger Weise bestimm-
ten Ausländergruppen“ eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird. Dazu bedarf es des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(Länderregelung gem. Abs. 1). Zum anderen kann 
auch der Bund „zur Wahrung besonders gelagerter 
politischer Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land“ im Benehmen53 mit den obersten Landesbe-
hörden anordnen, dass bestimmte Personengruppen 
aufgenommen werden. Hier geht es um „Ausländer 
aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise be-
stimmten Ausländergruppen“, denen das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge eine Aufnahmezusage 
zu erteilen hat (Bundesregelung gem. Abs. 2).

Die Länderanordnung kann sich sowohl auf Per-
sonen beziehen, die sich noch im Ausland aufhalten, 

als auch auf solche, die bereits im Inland leben. In 
der Gesetzesbegründung von 2003 heißt es explizit: 
„Die Anordnung kann auch die Aufnahme von Per-
sonen aus Kriegs- oder Bürgerkriegsgebieten durch 
eigenständige nationale Entscheidung betreffen; die 
Gewährung von vorübergehendem Schutz durch ei-
ne vorhergehende Entscheidung auf EU-Ebene rich-
tet sich dagegen nach § 24“ (BT-Drs. 15/420: 77). Die 
Eignung als Folgeregelung des auslaufenden vorüber-
gehenden Schutzes liegt somit nahe.54 Prominentes-
tes und zahlenmäßig bedeutsamstes Beispiel waren 
und sind die Länderaufnahmeprogramme für Schutz- 
suchende aus Syrien ab 2013 (SVR-Forschungsbereich 
2015).55

Das Tatbestandsmerkmal der „humanitären Grün-
de“ ist ebenso wie „das politische Interesse der Bun-
desrepublik Deutschland“ allerdings sehr weitrei-
chend. Dadurch hat die oberste Landesbehörde ein 
weites Entschließungsermessen, das eine gerichtliche 
Überprüfung weitgehend ausschließt (lediglich die er-
messensfehlerfreie Entscheidung unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes kann geprüft werden; 
Hailbronner, Teil A 1; § 23, Rn. 9). Daher kommt ein 
Rechtsanspruch auf die Erteilung einer Aufnahmean-
ordnung nach § 23 Abs. 1 AufenthG nicht in Betracht 
(Deutscher Bundestag 2018: 5). Außerdem birgt die-

54 Einer Kannbestimmung aus der Temporary Protection Directive ist der deutsche Gesetzgeber im Aufenthaltsgesetz ebenfalls 
nachgekommen. Gemäß Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie können die Mitgliedstaaten den vorübergehenden Schutz weiteren, nicht 
von dem Ratsbeschluss erfassten Gruppen von Vertriebenen gewähren, „sofern sie aus den gleichen Gründen vertrieben 
wurden und aus demselben Herkunftsland oder derselben Herkunftsregion kommen“. Entsprechend kann bei Anordnungen 
zur Aufnahme nach § 23 Abs. 1 und 2 AufenthG (auch wenn es keine Aufnahmeaktion aufgrund eines Ratsbeschlusses auf 
EU-Ebene gibt) auf die Anwendung der Aufnahmebedingungen nach § 24 AufenthG verwiesen werden. Gemünzt auf den 
aktuellen Fall: Hätte der Ratsbeschluss vom 4. März 2022 beispielsweise nicht auch in der Ukraine lebende Staatenlose oder 
Staatsangehörige anderer Drittländer umfasst, hätte die Bundesregierung – den entsprechenden Willen innerhalb der Koaliti-
on vorausgesetzt – diese über eine Aufnahmezusage gemäß § 23 Abs. 2 AufenthG aufnehmen und sie nach Abs. 3 den glei-
chen Bedingungen wie den vom Ratsbeschluss gedeckten und gemäß § 24 AufenthG aufgenommenen Personen unterwerfen 
können. Die Anwendung der Bedingungen aus dem vorübergehenden Schutz nach § 24 AufenthG praktizierte der Bund etwa 
im Rahmen seines ersten Aufnahmeprogramms für Syrerinnen und Syrer im Mai 2013 (SVR-Forschungsbereich 2015: 14). Mit 
Blick auf eine kollektive Anschlusslösung für die vorübergehend Schutzberechtigten aus der Ukraine bliebe zu prüfen, ob diese 
Regelung im Sinne der Richtlinie auch zeitlich nachgelagert zur Anwendung kommen könnte – ob sie also auf genau jene vom 
Ratsbeschluss definierte Gruppe von Ausländerinnen und Ausländern anwendbar ist, die zum Zeitpunkt der Anwendung (nach 
dem 4. März 2025) jedoch gar nicht mehr durch einen Ratsbeschluss erfasst wäre (da dieser nicht mehr gilt). Die Anwendung 
der gleichen Aufnahme- und Verteilungskriterien wäre naheliegend, um den aktuell geltenden vorübergehenden Schutz 
fortzuführen: Die Länder und der Bund müssten sich nicht über den Inhalt einer gänzlich neuen Aufnahmeanordnung einigen, 
sondern würden diese weitgehend analog zur Aufnahmegrundlage des Ratsbeschlusses und zum Umsetzungsrundschreiben 
des BMI (2022a) gestalten.

55 Ein weiterer wichtiger Anwendungsfall: § 23 Abs. 1 AufenthG wurde auch zur Umsetzung der Bleiberechtsregelung der Innen-
ministerkonferenz vom November 2006 genutzt, mit der – noch vor der Schaffung entsprechender Auffangnormen durch §§ 
25a und b AufenthG – bereits sechs bis acht Jahre aufhältige, gut integrierte Geduldete eine Aufenthaltserlaubnis erhalten 
konnten (Marx 2007).
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se Lösung durch Anordnungen der Länder das Risiko 
einer uneinheitlichen Umsetzung. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn aufgrund einer kriegsbedingt sich 
verschlechternden Lage in der Ukraine mit plötzlich 
wieder steigendem Fluchtaufkommen zu rechnen 
wäre. Auch wenn die Bundeseinheitlichkeit laut Ge-
setz durch das Zustimmungserfordernis des Bundes 
gewahrt werden soll, zeigt insbesondere die Praxis 
der Länderaufnahmeprogramme für Syrerinnen und 
Syrer, dass sich über die Zeit ein Flickenteppich an 
Möglichkeiten zur Aufnahme gebildet hat.56

Aufgrund der im Europäischen Rat (2023) beton-
ten Einigkeit über ein gemeinsames Einstehen der 
EU-Mitgliedstaaten für die Vertriebenen des Ukraine- 
Kriegs wäre also eine Lösung auf Bundesebene eine 
geeignetere Variante. Allerdings scheidet eine Auf-
enthaltsgewährung durch den Bund nach § 23 Abs. 2  
AufenthG aus,57 da die Vorschrift sich ebenso wie 
§ 22 AufenthG (s. o.) nur auf Personen bezieht, die 
sich noch im Ausland befinden; sie ist damit „keine 
Rechtsgrundlage für ein Bundes-Bleiberecht“ (Kluth/
Hornung/Koch 2020: 331).

§§ 25 Abs. 3, 25 Abs. 4 und 60a AufenthG  
als Auffangnormen?
Das Aufenthaltsgesetz bietet allerdings auch andere 
kurzfristige Bleibemöglichkeiten, wenn nicht auf das 
Asylverfahren (3.2.2) verwiesen werden soll, eine 
Rückkehr oder Ausreise aber weiterhin unmöglich ist. 
Hierzu gehören – mit nahezu identischen Tatbestands-
voraussetzungen – der vorübergehende Aufenthalt 

aus humanitären Gründen und die Duldung.58 Beides 
sind jedoch reine Ermessenstatbestände, sie tragen 
den besonderen Umständen des Einzelfalls Rechnung. 
Für eine pauschale Anwendung als Anschlussmöglich-
keit an den vorübergehenden Schutz würden sie also 
zweckentfremdet. Demnach kann „einem nicht voll-
ziehbar ausreisepflichtigen Ausländer für einen vo-
rübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden, solange dringende humanitäre oder 
persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Inter-
essen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern“ (§ 25 Abs. 4 AufenthG). An-
ders als beim Konzept des vorübergehenden Schutzes 
in Kriegs- und Bürgerkriegssituationen ist hier ledig-
lich von einem Aufenthalt von bis zu sechs Monaten 
auszugehen (auch wenn formal eine Verlängerungs-
option besteht). Allerdings ist ein Aufenthalt nach 
dieser Rechtsnorm „auch dann nicht vorübergehend, 
wenn er von einer völlig ungewissen und in zeitlicher 
Hinsicht nicht absehbaren Entwicklung abhängig ge-
macht wird“ (Kluth/Hornung/Koch 2020: 358). Genau 
diese ungewisse Situation liegt jedoch bei der Kriegs-
situation in der Ukraine vor, daher scheidet die Rege-
lung also ebenfalls aus. 

Auch die gruppenbezogene Duldung (§ 60a Abs. 1  
AufenthG) ist keine Option für die Zeit nach dem  
4. März 2025, sollte das Kriegsgeschehen anhalten: 
Da sie lediglich die Aussetzung der Abschiebung für 
bis zu sechs Monate umfasst, würde signalisiert, dass 
die Bundesrepublik ausreisepflichtige Kriegsflüchtlin-
ge so schnell wie möglich zurückführen möchte. Zu-

56 So gab es nicht einmal in allen Bundesländern eine entsprechende Aufnahmeanordnung (die Ausnahme war Bayern); zudem 
unterschieden sich die Programme hinsichtlich des begünstigten Personenkreises; schließlich waren sie zum Teil kontingen-
tiert (SVR-Forschungsbereich 2015: 17–18). Insbesondere wurden die Programme nur zum Teil verlängert und in Folgeanord-
nungen auch abgewandelt (Deutscher Bundestag 2018). Derzeit ist die Aufnahme nur noch in wenigen Ländern möglich, so 
in Berlin, Brandenburg, Hamburg, Schleswig-Holstein und Thüringen (vgl. https://www.proasyl.de/thema/syrien/syrien-auf-
nahmeprogramme/, 03.11.2023). Zur Auslegung des Begriffs Bundeseinheitlichkeit vgl. ausführlich Hailbronner, Teil A 1, § 23, 
Rnn. 17b–18b.

57 Die Vorschrift (als Nachfolgeregelung für das durch das Zuwanderungsgesetz 2004 aufzuhebende Kontingentflüchtlingsgesetz 
konzipiert) diente zunächst vor allem dazu, die bereits seit den frühen 1900er Jahren praktizierte Gewährung eines dauerhaf-
ten Aufenthaltsrechts für jüdische Immigranten aus der ehemaligen Sowjetunion zu ermöglichen. Sie erhalten im Rahmen 
eines individuellen Prüfverfahrens vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge eine Aufnahmezusage (vgl. zu den Details des 
Verfahrens Keßler in Hofmann 2023, Teil 1, § 23, Rn. 8). Der größte Anwendungsfall des Kontingentflüchtlingsgesetzes war die 
Aufnahme von rund 35.000 vietnamesischen Bootsflüchtlingen Anfang der 1980er Jahre. Die Aufnahme der Jüdinnen und Juden 
aus der ehemaligen Sowjetunion erfolgte bis dato lediglich „in Anwendung“ dieses Gesetzes (vgl. BT-Dr. 15/420: 77).

58 Die sonstigen Vorschriften für humanitäre Aufenthalte kommen offensichtlich nicht infrage, weil es sich entweder um sehr 
spezielle, nicht breit anwendbare Normen handelt (z. B. §§ 25 Abs. 4a und b), weil sie einen unmittelbaren Bezug zu einem 
abgeschlossenen Asylverfahren aufweisen oder weil sie primär auf bereits langjährig Geduldete abzielen und/oder längere 
Voraufenthaltszeiten erforderlich sind (z. B. §§ 25 Abs. 5, 25a, 25b).
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dem müssten nach diesem eher kurzen Zeitraum die 
Länder ohnehin eine humanitäre Aufnahmeregelung 
gemäß § 23 Abs. 1 AufenthG schaffen.

Schließlich bliebe noch zu prüfen, ob im Anschluss  
an den vorübergehenden Schutz die Erteilung einer  
Aufenthaltserlaubnis zur nationalen subsidiären 
Schutzgewährung infrage kommt (§ 23 Abs. 3 i.V.m. § 60  
Abs. 5 und 7). In Fällen, in denen nicht das BAMF für 
die Prüfung von Abschiebungsverboten zuständig ist, 
muss die Ausländerbehörde auf Antrag und unter 
Konsultation des BAMF prüfen, ob Abschiebungsver-
bote nach der Europäischen Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 
oder aus schwerwiegenden gesundheitlichen Grün-
den vorliegen. Dies setzt ebenfalls eine Einzelfall-
prüfung voraus. Allenfalls bei der Feststellung eines 
Abschiebeverbots aufgrund der EMRK ist es denkbar, 
dass bundeseinheitliche Erlasse der obersten Landes-
behörden ein solches Abschiebeverbot für frühere 
Inhaberinnen und Inhaber eines vorübergehenden 
Schutztitels aus der Ukraine präjudizieren. 

Eigenständige Rechtsgrundlage
Alternativ könnte der Gesetzgeber eine neue Rechts-
grundlage als Lex specialis in Abschnitt 5 des Auf-
enthaltsgesetzes verankern: Sie müsste für die Zeit 
nach Auslaufen eines europarechtlich gewährten 
vorübergehenden Schutzes einen nationalen vorü-
bergehenden Schutz normieren.59 Ein solches regu-
läres Gesetzgebungsverfahren und der damit ver-
bundene öffentliche Diskurs würden der Tragweite 
dieser anhaltenden Flüchtlingssituation im Übrigen 
auch eher gerecht als eine im Kreise der Innenmi-
nisterkonferenz abgestimmte Aufnahmeanordnung 
auf Grundlage von § 23 AufenthG. Außerdem würde 
eine solche eigenständige Norm auch deutlich mehr 
Rechtssicherheit für die Menschen bedeuten als eine 
Anschlussregelung nach § 23 AufenthG. Da vermutlich 
nur ein Teil der EU-Mitgliedstaaten analoge nationale 

Rechtsgrundlagen schüfe, wäre eine solche Norm mit 
einem in der Vergangenheit liegenden Stichtag, an 
dem ein deutscher Aufenthaltstitel zum vorüberge-
henden Schutz nach § 24 AufenthG bestanden haben 
muss, zu versehen. Ansonsten wären in erheblichem 
Umfang Sekundärwanderungen nach Deutschland zu 
erwarten.

3.2.3 Perspektive Einbürgerung?
Deutschland erlebt derzeit einen ‚Einbürgerungsboom‘, 
der maßgeblich auf Anträge von syrischen Staats-
angehörigen und anderen Menschen mit Flucht-
geschichte zurückzuführen ist (Gülzau/Schneider 
2023). Einbürgerungsinteressierte müssen neben 
der Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen min-
destens sechs, im Regelfall sogar sieben oder acht 
Jahre in Deutschland gelebt haben. Das derzeit im 
Bundestag beratene Gesetz zur Modernisierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts sieht neben der grund-
sätzlichen Hinnahme von Mehrfachstaatsange-
hörigkeiten insbesondere eine Verkürzung dieser  
Voraufenthaltsfristen vor: Im Regelfall sollen fünf  
Jahre ausreichen, bei besonderen Integrationsleistun-
gen sogar drei. Bietet die Einbürgerung also künftig 
eine Anschlussoption für vorübergehend Schutzbe-
rechtigte? Oder kommt es gar zu einem ‚vorgezoge-
nen Syrien-Effekt‘ durch massive Einbürgerungszahlen 
ab 2025, sofern das Reformgesetz bis zum 4. März 
2025 in Kraft tritt?

Diese Doppelfrage muss verneint werden. Denn 
selbst wenn die strengen Zusatzkriterien für eine 
‚Turbo-Einbürgerung‘ nach drei Jahren von ukrainischen 
Kriegsflüchtlingen erfüllt würden (dazu gehört u. a. 
die voll- und eigenständige Sicherung des Lebensun-
terhalts, Deutschkenntnisse auf dem Niveau C1 sowie 
besonders gute schulische, berufsqualifizierende oder 
berufliche Leistungen oder bürgerschaftliches Engage-
ment), bliebe dieser Weg aufgrund der Zugangsklausel 
in § 10 Abs. 1 Nr. 2 StAG versperrt: Einen Anspruch 

59 Denkbar wäre beispielsweise ein neuer § 24a AufenthG, der für Inhaberinnen und Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
Abs. 1 AufenthG vorsieht, dass diesen nach Auslaufen ihres Titels eine erneute befristete Aufenthaltserlaubnis (mit Verlänge-
rungsoption) erteilt wird, sofern die Gründe für einen vorübergehenden Schutz fortbestehen – entweder als Anspruchsnorm oder 
als Sollvorschrift. Hier könnten dann die Kriterien des Vertriebenenstatus aus Artikel 2c) der Richtlinie 2001/55/EG aufgeführt 
werden. Sofern der Gesetzgeber von einem einmaligen Fall ausgeht, wäre die Norm eher als Übergangsvorschrift in Kapitel 10 
des Aufenthaltsgesetzes zu verankern.
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erwirbt nur, wer über einen gesicherten qualifizierten 
Aufenthaltsstatus verfügt, der prinzipiell ein unbefris-
tetes Aufenthaltsrecht ermöglicht. Bestimmte, meist 
temporäre Aufenthaltszwecke werden explizit ausge-
schlossen, darunter auch der vorübergehende Schutz 
nach § 24 AufenthG. Der Gesetzentwurf sieht in sei-
ner derzeitigen Fassung (BT-Drs. 20/9044) in diesem 
Punkt auch keine Änderung vor.60

Die Einbürgerung ukrainischer Staatsangehöriger, 
die vorübergehend als Kriegsflüchtlinge in Deutsch-
land leben, wird daher nach jetzigem Stand erst in 
mittlerer Perspektive über einen qualifizierenden 
‚Zwischen‘-Aufenthaltstitel zu Erwerbszwecken (nach 
§ 18a–d AufenthG) oder einen etwaigen humanitären 
Aufenthaltszweck, der erwartbar zu einem dauerhaf-
ten Aufenthalt führt, möglich werden.61

Allerdings war bereits 2022 ein spürbarer Anstieg 
der Einbürgerungen ukrainischer Staatsbürger zu be-
obachten: Mehr als 5.500 Personen ließen sich ein-
bürgern, so viele wie in keinem Jahr davor (Abb. 4). 
Dieser Anstieg dürfte sich nun noch verstärken, da 

das Bundesministerium des Innern und für Heimat die 
Länder angewiesen hat, von einer faktischen Unmög-
lichkeit der Entlassung aus der ukrainischen Staatsan-
gehörigkeit auszugehen; aufgrund des Kriegsrechts 
werden auf absehbare Zeit in der Ukraine keine Aus-
trittsgesuche mehr bearbeitet (BMI 2022b). Tritt die 
Reform des Einbürgerungsrechts wie derzeit geplant 
im Laufe des Jahres 2024 in Kraft, könnte es ab Mitte 
2025 zu ersten Einbürgerungsanträgen von Ukraine-
rinnen und Ukrainern kommen, die 2022 als Kriegs-
flüchtlinge nach Deutschland gekommen sind und 
die zwischenzeitlich in einen auf Dauer ausgerichte-
ten Aufenthaltsstatus (etwa zu Erwerbszwecken) ein-
gemündet und bereits besonders gut integriert sind. 
Dies wird aber aufgrund der hohen Anforderungen 
nur wenige betreffen, mit mehr Einbürgerungsbe-
rechtigten aus der Ukraine wäre somit eher ab Mitte 
2027 zu rechnen. Hierbei bietet die doppelte Staats-
bürgerschaft eine Perspektive für die oben (Kap. 2) 
bereits angesprochenen Formen transnationaler  
Mobilität bzw. Pendelmigration.
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60 Und auch wenn diese freilich bei entsprechendem politischen Willen durch eine Mehrheit im Bundestag denkbar wäre, würde 
sie der aufenthaltsrechtlichen Systematik zuwiderlaufen, wonach die Einbürgerung erst möglich wird, wenn der Aufenthalt durch 
einen entsprechenden Aufenthaltstitel ‚auf Dauer‘ gestellt ist.

61 So sieht der Gesetzentwurf neben der Öffnung für Forschende mit einem Aufenthaltstitel nach § 18d AufenthG auch vor, dass 
Inhaberinnen und Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG (zur Diskussion für ukrainische Kriegsflüchtlinge 
s. o. 3.2.3) bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen zukünftig direkt eingebürgert werden können, da „regelmäßig von einer 
Verfestigung zu einem Daueraufenthalt auszugehen“ sei (BR-Drs. 438/23: 32).

Abb. 4 Einbürgerung von ukrainischen Staatsangehörigen in Deutschland, 2013–2022

Quelle: Statistisches Bundesamt (12511-0003); Darstellung: wissenschaftlicher Stab des SVR
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4 Handlungsempfehlungen  
und Ausblick

Die Reaktion der Europäischen Union infolge der rus-
sischen Invasion in die Ukraine kann als Inbegriff 
einer gemeinsamen ‚Willkommenspolitik‘ gewertet 
werden. Der gesamte EU-Apparat arbeitete in er-
staunlich kurzer Zeit zielgerichtet auf rechtliche und 
administrative Lösungen für die aus der Ukraine 
Flüchtenden hin. Auch wenn die viel beschworene 
Solidarität bisweilen eher als Ersatzbegriff für eine 
von strategischen und geopolitischen Interessen ge-
leitete Allianz der Mitgliedstaaten zu verstehen ist 
denn als Ausdruck eines genuinen Willens zu echter 
Verantwortungsteilung bei der Aufnahme von Flücht-
lingen (vgl. Karageorgiou/Noll 2023: 410ff.; Küçük 
2023: 15): Die EU hat in dieser Flüchtlingsfrage Ei-
nigkeit und taktische Handlungsfähigkeit bewiesen. 
Auch der Ratsbeschluss zur Verlängerung erfolgte 
ohne größere, öffentlich ausgetragene Konflikte. 
Entscheidend ist nun die Frage, inwieweit die EU 
und ihre Mitgliedstaaten mit Blick auf den aus-
laufenden vorübergehenden Schutz auch strategi-
sche Handlungsfähigkeit demonstrieren: Gelingt 
es, gemeinsame Folgelösungen zu erarbeiten, die 
den Flüchtlingen bei Bedarf sowohl einen Verbleib 
in der EU als auch eine einfache Rückkehr in die  
Ukraine ermöglichen? Falls nicht, besteht die Gefahr, 
dass insbesondere hoch qualifizierte Ukrainerinnen 
und Ukrainer in Einwanderungsländer wie Kanada,62 
die Vereinigten Staaten oder Australien abwandern 
(vgl. Benton/Selee 2022). Damit wären sie verloren 
– sowohl als Fachkräfte in der von Engpässen geplag-
ten EU als auch als Garanten eines Wiederaufbaus in 
der Ukraine bei Kriegsende. Dies wäre fatal vor dem 
Hintergrund des ohnehin dramatischen Bevölke-
rungsrückgangs durch demografische Schrumpfung, 
erhöhte Sterblichkeit durch den Krieg und bereits 

erfolgte dauerhafte Emigration (Ueffing et al. 2023). 
Allein in den drei Dekaden zwischen 1991, dem Jahr 
der Unabhängigkeit, und 2021 ging die Bevölkerung 
der Ukraine um rund 10 Millionen zurück, was einem 
Minus von 20 Prozent entspricht (Albrecht/Panchen-
ko 2022: 30).

Es ist höchste Zeit zu handeln und mögliche Auf-
enthaltsoptionen für ukrainische Staatsangehörige 
im Anschluss an den vorübergehenden Schutz zu 
diskutieren. Derzeit liegen dazu jedoch noch kaum 
konkrete Ideen auf dem Tisch (ICMPD 2023b: 22). Die 
Analyse hat eine Reihe von Ansätzen gezeigt, mit 
denen die politischen Entscheidungsträger auch über 
den 4. März 2025 hinaus für einen gesicherten Aufent-
halt der vorübergehend Geschützten sorgen könnten, 
ohne dass dadurch die Möglichkeit ausgeschlossen 
würde, durch Rückkehr, Remote Work oder zirkuläre 
Migration am Wiederaufbau der Ukraine mitzuwirken. 
Bei der Diskussion dieser Ansätze ist zwischen ge-
meinschaftlichen Rechtsakten oder Beschlüssen 
auf Ebene der Europäischen Union und Maßnahmen 
der Bundesregierung oder des Gesetzgebers auf 
nationaler Ebene zu differenzieren. Dabei können 
neben Maßnahmen im Bereich der Fortführung des 
Schutzes aus humanitären oder politischen Grün-
den auch sog. Zweck- oder Spurwechsel in einen 
legalen Aufenthaltstitel vor allem zu Ausbildung 
und Erwerbstätigkeit oder zum EU-Daueraufenthalt 
genutzt werden (Abb. 5). Selbst die voraussichtlich 
perspektivisch bestehende Option zur Einbürgerung 
von ehemals ukrainischen Schutzberechtigten mit 
besonders fortgeschrittener Integration nach Inkraft-
treten des Gesetzes zur Modernisierung des Staatsan-
gehörigkeitsrechts bedeutet nicht zwangsläufig eine 
Kappung der Verbindungen zum Heimatland, zumal 
die doppelte Staatsangehörigkeit ohne Einschränkun-
gen erlaubt wird.

62 Auf der Grundlage des Programms Canada-Ukraine Authorization for Emergency Travel (CUAET; vgl. Xhardez/Soennecken 
2023) hat Kanada allein bis zum 14. Oktober 2023 mehr als 922.000 Aufnahmezusagen erteilt, fast 200.000 Personen aus 
der Ukraine waren zu diesem Zeitpunkt bereits eingereist (https://www.canada.ca/en/immigration-refugees-citizenship/
services/immigrate-canada/ukraine-measures/key-figures.html, 26.11.2023). 
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Einbürgerung

Abb. 2 Aufenthaltsperspektiven für vorübergehend Schutzberechtigte aus der Ukraine

Russischer Überfall auf die Ukraine
24. Februar 2022
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Abb. 5 Aufenthaltsperspektiven für vorübergehend Schutzberechtigte aus der Ukraine 
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Einsatz für eine europäische Lösung
Nahezu sämtliche Analysen, die sich mit aufent-
haltsrechtlichen Alternativen für den spätestens am 
4. März 2025 auslaufenden vorübergehenden Schutz 
befassen, plädieren aus verschiedenen Gründen für 
eine gemeinsame europäische Lösung (vgl. Ange-
nendt et al. 2022, ICMPD 2023b, Thränhardt 2023b; 
nachdrücklich Meijers Committee 2023). Diesem Plä-
doyer schließt sich die vorliegende Analyse an. Eine 
gemeinschaftliche Lösung auf EU-Ebene wäre auch 
symbolisch bedeutsam, vor allem, weil die euro-
päische Solidarität hinsichtlich der außen- und ver-
teidigungspolitischen Fragen derzeit zu bröckeln 
scheint. Parallel zum Endspurt bei der Neuverhand-
lung der Rechtsakte des GEAS könnte die EU durch ei-
ne Anwendung des migrations- und asylrechtlichen 
Regelwerks oder dessen Weiterentwicklung erneut 
ihre Handlungsfähigkeit demonstrieren. Gleichzei-
tig könnte eine gemeinsame Lösung der EU-Staaten 
auch mit der jüngst angekündigten Ukraine Facility 
der EU zum Wiederaufbau verknüpft werden, die in 
einem partnerschaftlichen Ansatz mit der Ukraine 
nicht zuletzt auch vor der Aufgabe steht, die dafür 
benötigte Humankapitalbasis zu sichern.

Diese Studie hat  einige Regelungsmöglichkeiten  
auf europäischer Ebene aufgezeigt; allerdings schließt 
sich bereits jetzt das Zeitfenster zur Durchführung  
ordentlicher Gesetzgebungsverfahren, da das Euro-
päische Parlament und die Kommission neu gewählt 
werden müssen. Der neu formierte Europäische Ge-
setzgeber wird frühestens im Herbst 2024 handlungs-
fähig sein – möglicherweise zu spät, um Rechtsakte 
zu erarbeiten und zu verabschieden, die am 4. März 
2025 in Kraft treten könnten. Die Bundesregierung 
sollte sich daher für eine Lösung im Rahmen der der-
zeit noch in Verfahren befindlichen Rechtsakte einset-
zen – sei es im Rahmen der GEAS-Dossiers oder der 
Richtlinie zum Daueraufenthalt-EU.

Alle nationalstaatlichen Register ziehen
Weil unklar ist, ob eine gemeinsame und nachhaltige 
europäische Lösung rechtzeitig zu erreichen ist, soll-
te die Bundesregierung zudem sämtliche Möglich-
keiten prüfen, die das nationale Recht bereithält, 
um für alle Szenarien vorbereitet zu sein. Lösungen 
auf mitgliedstaatlicher Ebene bergen aber immer 

das Risiko, dass es zu einem Flickenteppich kommt, 
der Anreize zur Sekundärmigration und damit neue 
Unwägbarkeiten schafft. Insofern wird es auch dar-
auf ankommen, im Falle der Nutzung nationaler Re-
gelungsspielräume so viel europäische Koordination 
wie möglich aufrechtzuerhalten. Da in Deutschland 
bislang erst eine Minderheit der Flüchtlinge in qua-
lifizierten oder hochqualifizierten Tätigkeiten ‚am 
Arbeitsmarkt angekommen ist‘ (und damit ggf. in 
einen Aufenthaltstitel zu Erwerbszwecken wechseln 
könnte), sollten nicht nur die Anstrengungen zur 
Arbeitsmarkteinmündung verstärkt, sondern auch 
Möglichkeiten einer Privilegierung der Ukraine in 
der Beschäftigungsverordnung (§ 26 Abs. 1) ge-
prüft werden, sodass auch vorübergehend Schutz-
berechtigte mit niedrigen Qualifikationsniveaus ih-
ren Aufenthalt mit einem Titel zu Erwerbszwecken 
sichern können. Das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat und die Länder sollten möglichst 
rasch und einvernehmlich klären, wie mit den 
Sperrklauseln für vorübergehend Schutzberech-
tigte umgegangen werden kann, die einen direk-
ten Wechsel des Aufenthaltszwecks in bestimmten 
Fällen verhindern – z. B. wenn sie in eine Aufent-
haltserlaubnis zum Studium oder in eine Blaue Karte 
EU wechseln wollen (s. Kap. 3.2.1). Ggf. sollten die 
Behörden sogar zur ergänzenden Beantragung eines 
Aufenthaltstitels zur Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG raten, insbesondere wenn dieser eine Per-
spektive über den 4. März 2025 hinaus bieten kann. 
Das gilt insbesondere bei Erfüllung der Vorausset-
zungen für einen Aufenthalt zu Erwerbszwecken. Zu 
vermeiden ist eine weitere Be- und Überlastung 
des Asylsystems. Wenn der vorübergehende Schutz 
ohne Alternativregelung auslaufen sollte und bei 
fortgesetztem Schutzbedarf eine große Zahl neu-
er Asylanträge zu verzeichnen wäre, sollten – auch 
über eine entsprechende europäische Koordination – 
pragmatische Wege der beschleunigten Schutzan-
erkennung beschritten werden. Sowohl Fragen des 
Zweckwechsels als auch der etwaigen Schutzertei-
lung im Rahmen des Aufenthaltsrechts als Anschluss- 
optionen sollten nicht zuletzt in der Ständigen Kon-
ferenz der Innenminister und -senatoren der Länder 
(IMK) beraten werden.
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Integration fördern, Rückkehr ermöglichen 
Die Integrationspolitik wird sich weiterhin auf erheb-
liche Herausforderungen einstellen müssen. Einer-
seits steigt die Bleibewahrscheinlichkeit der bereits 
Geflüchteten mit jedem Jahr und mit zunehmender 
Aufenthaltsdauer wird auch die Perspektive des Fa-
miliennachzugs wahrscheinlicher – insbesondere, 
wenn eine Befriedung des Konflikts eintritt oder  
ukrainische Männer aus ihren militärischen Pflichten 
entlassen werden. Gleichzeitig muss – ganz im Inte-
resse der Ukraine und der Wiederaufbaupläne – ein 
möglichst hohes Maß an Rückkehrbereitschaft und 
Rückkehrfähigkeit aufrechterhalten werden. Die 
OECD hat hierzu kürzlich das Konzept der „doppelt 
zielgerichteten Integration“ (dual intent integration) 
vorgelegt. Dazu wäre eine Abkehr von den in der 
OECD-Welt mittlerweile zum Standard gewordenen 
Integrationsansätzen vorzunehmen, die sich auf Zu-
gewanderte mit längerfristiger Aufenthaltsperspek-
tive fokussieren, dabei etwaige Auswirkungen auf 
die Rückkehr- und Reintegrationswahrscheinlichkeit 
ausblenden und ausschließlich das Ziel einer dauer-
haften Niederlassung fördern. Als fünf Kernelemente 
einer dual-intent-Integrationsstrategie werden Inves-
titionen in das Humankapital ukrainischer Flüchtlin-
ge, Erleichterung der Anerkennung von beruflichen 
Kompetenzen und Qualifikationen sowohl im Aufnah-
meland als auch in der Ukraine, ein Angebot an ukrai-
nischem Sprachunterricht in den Aufnahmestaaten, 
die Aufrechterhaltung und Erleichterung der finanzi-
ellen und digitalen Verbindungen der Flüchtlinge in 
die Ukraine sowie die Bereitstellung von Rückkehr- 
und Mobilitätsunterstützung genannt (OECD 2023).63 

Gleichzeitig sollten die Anstrengungen zur  
weiteren Arbeitsmarktintegration der ukrainischen 
Geflüchteten nicht nachlassen. Dies hat die Bundes-

regierung erkannt und im Herbst 2023 einen gesamt-
haften Ansatz zur besseren Arbeitsmarktintegration 
von Geflüchteten lanciert („Job-Turbo“). Neben zahl-
reichen Einzelmaßnahmen und der Ernennung eines 
Sonderbeauftragten gehört dazu auch eine gemein-
same Erklärung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales, der Bundesagentur für Arbeit, der Spitzen-
verbände der Wirtschaft, der Gewerkschaften, der 
Unternehmen und der kommunalen Spitzenverbän-
de, diesen Ansatz aktiv zu unterstützen (BMAS 2023a, 
2023b). Neben der primären Zielrichtung, Erwerbs-
losigkeit bzw. den Bezug von Transferleistungen zu 
verringern und gleichzeitig das Arbeitskräftepoten-
zial zu nutzen, kann die verbesserte Arbeitsmarkt-
integration sowohl unmittelbar als auch in der 
Zukunft der Ukraine zugutekommen, da sie den 
Spielraum der Menschen für Geldüberweisungen 
und Investitionen in der Nachkriegsukraine erhöht 
(Adema et al. 2023: 31). Zentral erscheint dabei eine 
‚hochwertige‘ Arbeitsmarktintegration, die nicht auf 
vorbereitende Sprach- und Integrationskurse sowie 
die Anerkennung vorhandener beruflicher Abschlüsse 
verzichtet. Nur so können eine möglichst qualifika-
tionsadäquate und damit nachhaltige Beschäftigung 
mit entsprechenden Gehältern erreicht werden und 
die Risiken für Dequalifizierung und prekäre Beschäf-
tigungsformen minimiert werden (Schork/Loschert/
Kolb 2022: 38–40).

Schließlich müssen auch Konzepte zur geordne-
ten Rückkehr möglichst vieler Ukrainerinnen und 
Ukrainer entwickelt werden, um die Wirtschaft, 
Infrastruktur und Gesellschaft wieder aufzubau-
en. Es werden sich hier zahlreiche Möglichkeiten für 
deutsche und ukrainische Unternehmen ergeben, 
entsprechend tätig zu werden – idealerweise auch 
mit (ehemaligen) Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine, 

63 Solche Doppelstrategien können durchaus ambivalent sein und sollten kritisch betrachtet werden. Hier ließen sich die histori-
schen Erfahrungen der deutschen ‚Gastarbeiterpolitik‘ in Erinnerung rufen. Diese war – unter etwas anderen Vorzeichen – ab Mitte 
der 1970er Jahre darauf aus, den Aufenthalt der ausländischen Arbeitnehmenden zu befristen und deren Rückkehrbereitschaft 
aufrechtzuerhalten, sie gleichzeitig aber auch zu einem Mindestmaß zu integrieren. Ulrich Herbert bezeichnete diesen damaligen 
dual-intent-Ansatz der Bundesregierung, der durchaus widersprüchliche politische Programmatiken zur Folge hatte, als „Doppel-
strategie: einerseits Begrenzung des Zuzugs […], Förderung des Rückkehrwunsches, Aufrechterhaltung der kulturellen Bindungen 
an die Heimatgesellschaft – andererseits verstärkte Maßnahmen zur ‚Integration‘ und Eingliederung der bereits hier lebenden 
Ausländer“ (Herbert 2001: 244).
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die in Deutschland zu Fachkräften ausgebildet bzw. 
weitergebildet wurden. Hier bieten sich sektorspe-
zifische Ausbildungspartnerschaften mit der Ukraine 
an, wie sie beispielsweise zur Wiederherstellung und 
energetischen Sanierung des massenhaft zerstörten 
Wohnraums vorgeschlagen worden sind (Angenendt 
et al. 2023b). In diesem Kontext muss über ganz 
neue Formen der Rückkehrförderung nachgedacht 
werden, die eher als Wiederaufbauunterstützung 
konzipiert werden sollte.

Ausblick
Die Jahreswende 2023/24 sollte ein Anlass sein, die 
Frage der aufenthaltsrechtlichen Anschlussperspek-
tiven für die vorübergehend Schutzberechtigten aus 
der Ukraine mit hoher Priorität zu diskutieren. Über 
die kontroversen Debatten über irreguläre Einreisen 
und die steigenden Antragszahlen von Schutzsuchen-
den aus anderen Regionen und die damit verbun-
denen akuten Unterbringungs- und Finanzierungs- 
herausforderungen, die das Jahr 2023 dominierten, ist 
hier wertvolle Zeit verstrichen. Die Bundesregierung 
sollte sich auf europäischer Ebene, im Rahmen der 
EWG und darüber hinaus an Dialog- und Konsulta-
tionsforen beteiligen, die Best-Practice-Lösungen 
entwickeln.64 Als Staat, der weltweit den meisten 
ukrainischen Kriegsflüchtlingen Schutz bietet, könnte 
die Bundesrepublik auch als Ausrichterin eines Gip-
fels oder einer internationalen Konferenz auftreten. 
Bei einer solchen Tagung könnten Fragen des zu-
künftigen Schutzes – sofern er benötigt wird – eben-
so diskutiert werden wie ein fairer und zukunftsge-
richteter Ausgleich von Interessen der Ukraine mit 
Blick auf Rückkehrförderung, Wiederaufbau und 
wirtschaftliche Kooperation einerseits sowie von 
Interessen der Aufnahmestaaten am Verbleib gut 

integrierter und bleibewilliger Arbeitskräfte ande-
rerseits.65

Unabhängig davon sollte die Bundesregierung 
alle denkbaren aufenthaltsrechtlichen Optionen prü-
fen, mit denen Deutschland ggf. auch ohne einen 
gemeinsamen europäischen Ansatz geflüchteten 
Ukrainerinnen und Ukrainern unkompliziert und so 
lange wie nötig Schutz gewähren und ihre Integ-
ration in die zentralen Bereiche des gesellschaftli-
chen Lebens fördern kann. Dies kommt den Arbeits-
kräftebedarfen am deutschen Arbeitsmarkt zugute 
und bietet den Menschen umgekehrt eine sichere 
Ausgangsbasis, um dringend benötigte finanzielle 
Transfers in die Ukraine zu leisten und – sobald die 
Situation es erlaubt – im Rahmen einer abgestimm-
ten Strategie mit der ukrainischen Regierung durch 
geförderte Rückkehr oder zirkuläre Migrations- und 
transnationale Mobilitätsformen einen konstruktiven 
Beitrag zum Wiederaufbau und zum wirtschaftlichen 
Erstarken der Ukraine als zukünftiges EU-Mitglied zu 
leisten.

64 Zu nennen sind hier beispielsweise das von der Generaldirektion für Migration und Inneres der Europäischen Kommission 
koordinierte Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) oder die vom informellen Regierungsforum Intergovernmental Consul-
tations on Migration, Asylum and Refugees (IGC) und vom International Centre for Migration Policy Development (ICMPD) 
lancierte Initiative „Continuation of and exit strategies from temporary protection and similar arrangements” (ICMDP 2023a, 
2023b).

65  Etwa nach dem Muster der am 25. Oktober 2022 im Rahmen des deutschen G7-Vorsitzes gemeinsam mit der Europäischen  
Kommission durchgeführten internationalen Expertenkonferenz über den Wiederaufbau der Ukraine – nur, dass dieses Mal die 
mit dem Krieg und dem Wiederaufbau verbundenen Migrationsfragen sowie die Vorstellungen der Menschen aus der Ukraine 
von einem möglichst selbstbestimmten Leben im Vordergrund stünden (vgl. https://www.g7germany.de/g7-de/suche/ukraine-wie-
deraufbau-konferenz-2127814, 21.11.2022).
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vorübergehend  
Schutzberechtigte Gesamtbevölkerung Schutzberechtigte 

pro 1.000 Einwohner

Europäische Union
gesamt

4.186.165 448.387.872 9,3

Tschechien 357.960 10.827.529 33,1

Estland 35.820 1.365.884 26,2

Polen 958.655 36.753.736 26,1

Bulgarien 166.535 6.447.710 25,8

Litauen 72.810 2.857.279 25,5

Lettland 43.035 1.883.008 22,9

Slowakei 109.530 5.428.792 20,2

Zypern 18.360 920.701 19,9

Irland 94.085 5.194.336 18,1

Deutschland 1.194.900 84.358.845 14,2

Finnland 61.165 5.563.970 11,0

Österreich 79.790 9.104.772 8,8

Niederlande 135.625 17.811.291 7,6

Rumänien 140.585 19.051.562 7,4

Luxemburg 4.180 660.809 6,3

Dänemark 37.440 5.932.654 6,3

Belgien 71.350 11.754.004 6,1

Kroatien 22.485 3.850.894 5,8

Portugal 57.230 10.467.366 5,5

Slowenien 8.465 2.116.792 4,0

Schweden 41.915 10.521.556 4,0

Spanien 187.205 48.059.777 3,9

Malta 1.885 542.051 3,5

Ungarn 33.060 9.597.085 3,4

Italien 161.220 58.850.717 2,7

Griechenland 26.095 10.394.055 2,5

Frankreich 64.775 68.070.697 1,0

Anmerkung: Vorübergehend Schutzberechtigte sind ukrainische Staatsangehörige und Drittstaatsangehörige; Zahl der Schutzbe-
rechtigten für Frankreich enthält keine Minderjährigen; Gesamtbevölkerung enthält bei einzelnen Mitgliedstaaten Zeitreihenbrüche 
sowie vorläufige und/oder geschätzte Werte.

Quelle: Eurostat (migr_asytpsm, demo_gind)

Tab. 1    Vorübergehend Schutzberechtigte aus der Ukraine in den EU-Mitgliedstaaten (September 2023),  
Gesamtbevölkerung der EU-Mitgliedstaaten ( Januar 2023) und Anzahl der Schutzberechtigten  
pro 1.000 Einwohner

        Anhang 

48



Impressum

Herausgeber 
Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR) gGmbH 
Neue Promenade 6 
10178 Berlin 
Tel.: 030/288 86 59-0 
Fax: 030/288 86 59-11 
info@svr-migration.de 
www.svr-migration.de 
(Redaktionsschluss: November 2023) 

Verantwortlich 
Dr. Cornelia Schu

Gestaltung 
V-FORMATION, Agentur für visuelle Kommunikation GmbH

SVR-Studie 2024-1 

ISSN (Online) 2749-0629 

© SVR gGmbH, Berlin 2024

https://www.svr-migration.de


ISSN (Online) 2749-0629

Der Autor

Dr. Jan Schneider  
Leiter des Bereichs Forschung

Über den Sachverständigenrat

Der Sachverständigenrat für Integration und Migration ist ein unabhängiges und interdisziplinär  
besetztes Gremium der wissenschaftlichen Politikberatung. Mit seinen Gutachten soll das Gremium  
zur Urteilsbildung bei allen integrations- und migrationspolitisch verantwortlichen Instanzen sowie  
der Öffentlichkeit beitragen. Dem SVR gehören neun Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus  
verschiedenen Disziplinen und Forschungsrichtungen an: Prof. Dr. Hans Vorländer (Vorsitzender),  
Prof. Dr. Birgit Leyendecker (Stellvertretende Vorsitzende), Prof. Dr. Havva Engin, Prof. Dr. Birgit Glorius,  
Prof. Dr. Marc Helbling, Prof. Dr. Winfried Kluth, Prof. Dr. Matthias Koenig, Prof. Sandra Lavenex,  
Ph.D., Prof. Panu Poutvaara, Ph.D.

Der wissenschaftliche Stab unterstützt den Sachverständigenrat bei der Erfüllung seiner Aufgaben  
und betreibt darüber hinaus eigenständige, anwendungsorientierte Forschung im Bereich  
Integration und Migration. Dabei folgt er unterschiedlichen disziplinären und methodischen Ansätzen.  
Die Forschungsergebnisse werden u. a. in Form von Studien, Expertisen und Policy Briefs veröffentlicht.

Weitere Informationen unter: www.svr-migration.de

https://www.svr-migration.de

	Zusammenfassung
	1 Temporärer Schutz: Pragmatisches Instrument mit Verfallsdatum
	2 Integration in Deutschland und Perspektiven für Mobilität  und Rückkehr
	3 Zukunft des Aufenthalts von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine
	4 Handlungsempfehlungen  und Ausblick
	Literatur
	Anhang 

